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Anstößiges Flucht- und Vertrei-
bungsgerede in Buchenwald
Tagespresse / Rundfunk, 28.8., maf. Zur
Eröffnung des Weimarer Kunstfestes
hatte dessen künstlerische Leiterin,
Nike Wagner,den politischen Aspekt des
Festivals betont.„Wiedermal kommt die
Politik nicht voran, und wir versuchen,
auf der Ebene der Kunst einen Schritt
vorwärts zu gehen“.Zur „rhetorischen“
Einleitung des Eröffnungskonzerts
„Gedächtnis Buchenwald“ hatte Nike
Wagner, den stellvertretenden Bundes-
beauftragter für Kultur und Medien,
Hermann Schäfer, eingeladen, beein-
druckt durch dessen Mitwirkung an den
derzeitigen Vertreibungsausstellungen.
Schäfer sprach dann ausschließlich
über Flucht und Vertreibung der Deut-
schen,ging mit keinem Wort auf die NS-
Verbrechen und die Opfer des KZs ein.
Schäfer musste seine Rede schließlich
unter Protesten der anwesenden KZ-
Überlebenden abbrechen. Die journa-
listische Kritik, die an diesen Eklat an-
schloss, war sich einig, dass Schäfer an
diesem Ort über die KZ-Opfer hätte re-
den müssen. – Das Problem liegt tiefer.
Hätte Schäfer auf eine angemessene
Weise über Flucht und Vertreibung ge-
sprochen, wären die Opfer der NS-Ver-
brechen unvermeidlich zur Sprache ge-
kommen. So hat der Vorgang aktenkun-
dig gemacht, dass sich in der hiesigen
öffentlichen Meinung die „Leiden der
Deutschen“ aus dem Zusammenhang
der NS-Verbrechen lösen. Diese Ent-
wicklung war bereits in den beiden
F&V-Ausstellungen erkennbar (wir be-
richteten PB Nr. 25-26/2005 und PB. Nr.
18/2006). In direkter Konfrontation mit
Überlebenden der NS-Verbrechen hat
diese Sicht auf die Geschichte nicht
standhalten können. In breiten öffent-
lichen Auseinandersetzungen ist der
aus diesem Anlass doch wirklich gebo-
tene, kritische Blick auf jene Ausstel-
lungen bis jetzt ausgeblieben.Die ange-
brachte Unruhe findet vor allem im
Ausland statt.

Unglaubwürdiges Flucht- und Ver-
treibungsgerede am Tag der Heimat 
www.bundespräsident.de, 5.9., maf.
Bundespräsident Köhler spricht immer
als Ökonom, weniger als Politiker. Sei-
nen notorischen Optimismus zieht er
aus den Tatsachen der wirtschaftlichen
Entwicklung Nachkriegseuropas, in
dem die Vorteile der internationalen Ar-
beitsteilung zur politischen Systembil-
dung führten. So hat Köhler keine
Schwierigkeiten, Flucht und Vertrei-
bung als Folge nicht nur der offenbaren
Naziverbrechen, sondern der vorgese-
henen deutschen, für alle Nachbarn un-
annehmbaren Ordnung Europas zu er-
kennen. Warum führte auch diese Rede

zu Kritik und Sorgen in den betroffenen
Nachbarländern? Da ist erstens das
schiere Faktum. Köhler sprach vor dem
BdV, der seit vielen Jahrzehnten nicht
mehr als Organisation besteht, die spe-
zifische kulturelle und soziale Anliegen
der Umgesiedelten artikuliert. Es geht
um eine Funktionärsclique, die aus öf-
fentlichen Mitteln gespeist, eine Varian-
te deutscher Staatspolitik repräsen-
tiert. Die Anerkennung, die durch die
Präsidentenrede genau dieser in Lauer-
stellung gehaltenen Seitenlinie deut-
scher Politik gespendet wird, muss die
Nachbarn beunruhigen. Dazu käme es
nicht, wenn nicht an entscheidenden
Punkten Verbindungen zwischen der
aktuellen Hauptströmung und diesem
trüben Seitengewässer gegraben wür-
den. Wenn Köhler vom „Unrecht der
Vertreibung“ redet und damit die
Rechtmäßigkeit der gesamten Nach-
kriegsordnung in Zweifel zieht, macht
er seine eigene Kritik an der deutschen
NS-Vergangenheit zu einer besonders
angestrengten Aktion der Vertuschung.
Ein europäisches Friedenswerk wäre
hingegen die Einstellung sämtlicher öf-
fentlicher Förderung jener Verbände.

Polen sucht eine Schutzmacht
FAZ, 28.8./5.9., maf. Am 28.August griff
die FAZ eine Meldung der tschechischen
Zeitung „Mlada Fronta Dnes“ auf, nach
das US-Verteidigungsministerium für
sein Raketenabwehrsystem Silos in Po-
len und die dazugehörige Radaranlage
in der Tschechischen Republik bauen
wolle. Von einer Stationierung der Ra-
keten in Mähren habe man Abstand ge-
nommen. Es wäre das, so die FAZ wei-
ter, die erste derartige Stellung außer-
halb Amerikas, wo es Stützpunkte in
Kalifornien und Alaska gebe. Mit dem
System wolle Amerika mögliche nord-
koreanische und iranische Interkonti-
nentalraketen abwehren. Am 5.9. be-
richtet nun die gleiche Zeitung, Polen
wolle als politische Gegenleistung von
den USA die Durchsetzung einer An-
bindung Polens an die geplante Erdöl-
und Erdgasexporttrasse erreichen, die
von Kasachstan und Turkmenistan nach
Europa führen soll,ohne russisches Ter-
ritorium zu berühren. In der polnischen
Presse soll laut dieser Meldung ein na-
mentlich nicht genannter General ge-
sagt haben, „wenn Warschau die ameri-
kanischen Raketen dulde, müsse Ame-
rika Polen deshalb ‚so verteidigen, als
sei es ein Bundesstaat der Vereinigten
Staaten‘.“ – Dieser neue, gefährliche
Schritt der Militarisierung von Außen-
politik ist auch als Reaktion auf die
deutsche, damals rot-grüne Politik zu
verstehen,die durch den Plan einer Erd-
gas-Ostseepipeline direkt von Russland
nach Deutschland, ohne Anschluss für
Polen, versuchte, diesem Nachbarstaat
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herrschaftlich seine Schranken zu zei-
gen. Das ideologisch-politische Klima,
das die polnische Regierung zur Durch-
setzung dieser hochriskanten „Absiche-
rung“ benötigt,wird durch die Duldung
der Umtriebe der Vertriebenenverbände
durch Öffentlichkeit und Behörden der
BRD angefeuert.

Baden-Württemberg will Reform des
Mietrechts zurückdrehen 
Handelsblatt, 28.8., scc. Baden-Würt-
temberg hat eine Gesetzesvorlage in den
Bundesrat eingebracht, mit der die
Mietrechtsreform von 2001 teilweise zu
Lasten der Mieter revidiert werden soll.
Erstens will die baden-württembergi-
sche CDU/FDP-Koalition erreichen,
dass die Kappungsgrenze für Mieterhö-
hungen wieder von 20 auf 30% inner-
halb von drei Jahren erhöht wird. Zwei-
tens soll bei Mietrückständen schon
nach einem Monat (bisher: zwei Mona-
te) Zahlungsverzug gekündigt werden
können.Drittens soll für Mieter und Ver-
mieter gleichermaßen eine Kündi-
gungsfrist von drei Monaten gelten
(zurzeit beträgt die Kündigungsfrist für
beide drei Monate, verlängert sich aber
für die Vermieter je nach Wohndauer des
Mieters bis zu 9 Monaten). Der Bundes-
verband Freier Immobilien- und Woh-
nungsunternehmen (BFW) geht mit sei-
nen Forderungen noch weiter: Er will
für Neuvermietungen gar keine Kap-
pungsgrenzen mehr, fordert die Ab-
schaffung des Mietwucherparagrafen
und kürzere Ankündigungsfristen für
Modernisierungen. Demgegenüber
wendet sich der Mieterbund gegen Än-
derungen zu Lasten der Mieter. Das ak-
tuelle Mietrecht sichere die „Waffen-
gleichheit“, so der Mieterbund-Direk-
tor. Die Reform von 2001 habe zu weni-
ger Beratungen und Rechtsstreitigkei-
ten bei Mieterhöhungen und Kündi-
gungsfristen geführt.

Qualifizierte Zeitarbeit ist knapp 
Handelsblatt, 1.9., rül. Die großen Zeit-
arbeitsfirmen melden eine deutliche
Verknappung des Angebots an qualifi-
zierten Fachkräften. „Qualifizierte
Zeitarbeiter werden verzweifelt ge-
sucht“, meldet das „Handelsblatt“ als
Schlagzeile. Untertitel: „Personal-
dienstleister müssen bereits Aufträge
ablehnen, weil Mitarbeiter fehlen“. Al-
lein der größte Zeitarbeit-Konzern,
Randstad, sucht derzeit 6.000 Zeitar-
beitskräfte, Manpower, das drittgrößte
Unternehmen, sucht 3.000 Kräfte. Im
vergangenen Jahr waren bei allen Zeit-
arbeitsfirmen in Deutschland etwa
375.000 Personen beschäftigt, das war
mehr als doppelt so wie noch Mitte der
90er Jahre.Noch immer expandieren die
Firmen massiv, bei Randstad etwa
wuchs der Umsatz im ersten Halbjahr
2006 um 36%, bei Manpower um 20%.

Aber qualifizierte Fachkräfte werden
offensichtlich knapp für diesen Markt.
Die Zeitarbeitsfirmen sind berüchtigt
genug, wer kann, sucht sich einen Job
bei regulären Firmen. Und da dort die
Nachfrage nach Fachkräften ebenfalls
anzieht, suchen sich Facharbeiter und
qualifizierte Angestellte dort ihre Jobs.
Damit ist für Zeitarbeitsfirmen der
Markt offenbar leer. Die Klage der In-
dustrieverbände, es seien trotz der ho-
hen Arbeitslosigkeit nicht genügend
Fachkräfte auf dem Markt, wird so jetzt
von den Zeitarbeitsfirmen indirekt be-
stätigt. Auf dem Markt für ungelernte
Arbeitskräfte herrscht dagegen weiter
Überangebot, die Preise – also die Löh-
ne – fallen für sie offenbar weiter nach
unten.

EZB kündigt Zinserhöhung an 
Handelsblatt, 1.9., rül. Der Präsident
der Europäischen Zentralbank, Jean-
Claude Trichet, hat Ende August eine
weitere Anhebung der Leitzinsen der
EZB angekündigt. Die EZB-Leitzinsen
sind die Zinsen, zu denen sich große

Banken Geld bei der EZB leihen.Mit der
Festlegung ihrer Leitzinsen beeinflusst
die EZB so Geldbeschaffungskosten der
großen Banken und auf diesem Weg in-
direkt auch das allgemeine Zinsniveau.
Im Anschluss an eine Sitzung des EZB-
Rats kündigte Trichet nun an,es sei wei-
ter „große Wachsamkeit“ erforderlich,
um die Risiken der Preisstabilität unter
Kontrolle zu halten. Diese Risiken sieht
die EZB zur Zeit weiter vor allem bei
den Öl- und Energiepreisen und bei den
Preisen anderer Rohstoffe. Aber auch
die Immobilienpreise ziehen in einigen
EU-Ländern weiter an, die anziehende
Industriekonjunktur führt inzwischen
auch zu wachsender Kreditnachfrage
von Unternehmen und damit zu einem
Anstieg der Geldmenge.Allgemein wird
die Ankündigung Trichets so bewertet,
dass der EZB-Rat auf seiner nächsten
Sitzung im Oktober die EZB-Zinsen
von jetzt 3 auf 3,25% anheben wird.Das
allgemeine Zinsniveau scheint darauf
aber noch nicht zu reagieren – weder
steigen die Sparbuchzinsen, noch die
Zinsen für Staatsschuldpapiere,um nur
zwei Indikatoren zu nennen.
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Menschenwürdige Arbeitsbedingungen auch für Papierlose
Migration online, 20.8., edb. Grundlegende Arbeitnehmerrechte und menschen-
würdige Arbeitsbedingungen hat der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) Ende
Juli 2006 für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer unabhängig von ihrer Na-
tionalität und ihrem rechtlichen Status gefordert und ausdrücklich auch soge-
nannte Illegale darin einbezogen. Angesichts der Aufdeckung eines Lagers in Süd-
italien, in dem polnische Beschäftigte wie Zwangsarbeiter gehalten wurden, er-
klärte der EGB-Generalsekretär John Monks: „Wir sind schockiert, dass solche Er-
eignisse sich auf dem Boden der EU zutragen können. Das sollte ein Weckruf eben-
so für die Regierenden in den Mitgliedstaaten und der EU als auch für Arbeitge-
ber und Gewerkschaften auf allen Ebenen sein, der zeigt, dass die gegenwärtigen
Politiken und Maßnahmen auf die falschen Themen zielen und weitgehend wir-
kungslos sind, um Menschen vor Ausbeutung zu schützen.“ Mit Bezug auf die Mit-
teilung der Europäischen Kommission zur Bekämpfung illegaler Migration er-
gänzte Monks: „Wir stimmen mit der Kommission überein, dass die Mitgliedstaa-
ten härter mit Arbeitgebern und anderen, die von ausbeuterischen Arbeitsbedin-
gungen profitieren, umgehen sollen. In dem Herangehen der Kommission vermis-
sen wir aber jeglichen Hinweis auf die Wichtigkeit, menschenwürdige Arbeitsbe-
dingungen und Menschenrechte von Wanderarbeitern zu überprüfen und durch-
zusetzen. Dies ebenso wie die Aufforderung an die Arbeitgeber und ihre Verbände,
eine unzweideutigere Haltung in dieser Frage an den Tag zu legen.“ Laut EGB ist
es eine Illusion der Mitgliedstaaten, zu glauben, das Problem der illegalen Zuwan-
derung könne durch Schließung der Grenzen und Durchsetzung repressiver Maß-
nahmen gelöst werden.Stattdessen fordert der EGB eine aktivere Sozialpolitik und
ihre Durchsetzung in der EU, damit eine unfaire Konkurrenz zwischen Unterneh-
men und Mitgliedstaaten auf Kosten der Arbeitnehmerrechte verhindert werden
kann. Gleichzeitig müsse anerkannt werden, dass jeder Mensch – mit regulären Pa-
pieren oder nicht – als Mensch geachtet und respektiert werden muss und ihnen
dieselben grundlegenden Schutzrechte zustehen wie allen anderen Bürgerinnen
und Bürgern auch, etwa menschenwürdige Arbeitsbedingungen,Vereinigungsfrei-
heit, Schutz vor Zwangsarbeit.
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1992 1995 2000 2001 2002 2003 2004

Gesundheitsausgaben in Mio. € 150.979 179.226 204.136 211.641 218.795 224.806 224.941 

Anteil am BIP in % 9,2 % 9,7 % 9,9 % 10,0 % 10,2 % 10,4 % 10,2 %

Gesundheitsausgaben je Einwohner 1.870 € 2.190 € 2.480 € 2.570 € 2.650 € 2.720 € 2.730 €

Entwicklung Gesundheitsausgaben als Anteil am BIP und in Mio. € (absolut und je Einwohner).

Eine große Mehrheit der Bevölkerung,
Umfragen sprechen von über 70 Pro-
zent, steht der geplanten Gesundheits-
reform ablehnend gegenüber.Die Grün-
de sind vielfältig.

Erstens ist der Gesundheitssektor ein
wachsender Sektor, für den künftig ein
höherer Anteil des gesellschaftlichen
Produkts aufgewendet werden wird.
Die bisherigen Finanzierungswege ste-
hen zur Diskussion, und es wird Ver-
schiebungen geben. Bisher werden ca.
15% aus Steuern finanziert, ca. 10%
durch individuelle Ausgaben und der
große Rest durch Sozialabgaben auf
Löhne und Gehälter über die Kranken-
kassen. Gesellschaftlicher Konsens und
unumstritten bei der Gesundheitsre-
form scheint, dass künftig die Mitversi-
cherung von Kindern über den Staats-
haushalt erfolgen soll.

Zweitens sind Befürchtungen da, die
sich aus den Erfahrungen mit den zu-
rückliegenden Reformen speisen.Deren
Ergebnis war eine Verschiebung bei den
Ausgaben für diesen Bereich von den
Transfers aus dem Staatshaushalt und
dem Arbeitgeberanteil bei den Sozial-
versicherungen hin zu den Privathaus-
halten.

Drittens trat das rot-grüne Lager ge-
gen das schwarz-gelbe Lager bei der
letzten Bundestagswahl mit in einigen
Teilen sehr unterschiedlichen Konzep-
ten zur Gesundheitsreform an – be-
kanntlich fand keine der beiden Vor-
stellungen eine gesellschaftliche Mehr-

heit. Einige Parteistrategen sowohl bei
der Union als auch bei SPD haben die
Hoffnung, nach der nächsten Wahl wird
dann in die eine oder andere Richtung
korrigiert. Eine so weitreichende Re-
form sozusagen nur auf Probe, das
kommt bei den Wählern auch nicht so
gut an.

Viertens machen verschiedene Ver-
bandsfunktionäre vor allem aus dem
Bereich der Krankenkassen mobil,wor-
auf Frau Merkel immer wieder gerne

Bundeskanzlerin Merkel im ARD-
„Sommerinterview“ vom 3.9.2006

Demokratieproblem
Joachim Wagner, ARD: Bei der Ge-
sundheitsreform bekommt die Große
Koalition mächtig Gegenwind. Nach
Umfragen lehnen 78 Prozent aller
Bundesbürger sie ab, und Arbeitgeber
und Arbeitnehmer protestieren sogar
gemeinsam jetzt gegen den Gesund-
heitsfonds.Wie wollen Sie eine Reform
gegen fast alle durchsetzen?

Angela Merkel: Indem wir das, was
wir uns gut überlegt haben, nun auch
in ein ordentliches Gesetz hineinbrin-
gen. Und es ist eine Reform für die Ver-
sicherten. Es ist keine Reform für die
Krankenkassen oder für bestimmte
Besitzstandswahrer in diesem Gesund-
heitsgeflecht, sondern es ist ausdrück-

lich eine Reform, bei der wir garantie-
ren wollen, dass mit den eingesetzten
Beiträgen so umgegangen wird, dass
dann auch ein Maximum an Gesund-
heit für die Menschen herauskommt.
Und manch einer ist da vielleicht etwas
ertappt worden, so kommt mir jeden-
falls manche Kritik vor. Ich bin mir
ganz sicher, dass wir mehr Transpa-
renz, mehr Durchsichtigkeit bekom-
men durch diese Gesundheitsreform.

Wagner: Aber Sie haben eben gesagt,
es sei eine Reform für die Versicherten.
Dann kommt diese Message offenbar
bei den Versicherten nicht an, denn
wenn 78 Prozent sie ablehnen, dann
müssen Sie das noch nicht richtig kom-
muniziert haben.

Merkel: Ich glaube, dass die Men-
schen sowieso die Dinge danach beur-
teilen, was jetzt genau stattfindet. Das
wird man erst in ein paar Jahren sagen

können. Es ist oft so, dass eine politi-
sche Entscheidung am Anfang sehr
hart umkämpft ist, und dann, wenn sie
ihre Wirkungen entfaltet, akzeptiert
wird.Und ich glaube,das kann bei dem
Gesundheitsfonds genau so sein. Das
Problem, was wir jetzt hier haben, ist,
dass viele, deren Interessen auch be-
rührt sind, natürlich ziemlich hart ar-
gumentieren, und ich kann nur sagen,
wenn z. B. die Kassen in einem Satz sa-
gen „bürokratisches Monstrum“ und
„20.000 Arbeitsplätze gehen verloren“,
das geht für mich nicht zusammen,also
noch mal: die Versicherten sind die, mit
deren Geld wir vernünftig umgehen
wollen, und Sie sehen ja, dass wir hier
auch sparsam und wettbewerbsfreudig
sein müssen, damit das Geld auch
wirklich eingesetzt werden kann für
mehr Gesundheit.

ARD, Bericht aus Berlin, 3.9.2006

Die Erbringung von Gesundheitsdienstleistung ist ein wachsendes Segment in der Wirtschaft der BRD, sowohl gemessen am
Bruttoinlandsprodukt als auch je Einwohner steigen die Ausgaben. Internationale Vergleiche zeigen, dass in vergleichbaren
Industrieländern häufig noch mehr aufgewendet wird. Die Gründe sind ansteigendes Durchschnittsalter, längere Lebensdau-
er u.ä. Bei den Zahlen sind nur Dienstleistungen und Investitionen für Prävention, Behandlung, Rehabilitation und Pflege
enthalten, also keine Aufwendungen für den sogenannten Wellness-Bereich, Schönheitsoperationen usw. Es fehlt auch Kran-
kengeld und Invalidenrenten. Quelle: Gesundheitsberichterstattung des Bundes, www.gbe-bund.de

Regierung will Gesundheitsreform durchziehen,
sie setzt auf die normative Kraft des Faktischen

Gesamtausgaben der primären Finanzierer 1995 2000 2004

Insgesamt....................................................... 265,5 292,6 313,2

öffentliche Haushalte.................................... 47,7 46,9 52,8

Arbeitgeber .................................................. 106,6 115,7 112,8

priv. Haushalte/priv. Org. o.E. ...................... 111,1 130,0 147,5

Insgesamt....................................................... 100 100 100

öffentliche Haushalte ................................... 18,0 16,0 16,9

Arbeitgeber .................................................. 40,1 39,6 36,0

priv. Haushalte/priv. Org. o.E. ...................... 41,9 44,4 47,1

Der Anteil der Privaten an der Finanzierung des Gesundheitswesens (diesmal in-
klusive Krankgeld und Invalidenrenten) ist mit den letzten Reformen angestiegen,
wobei aber der größte Anteil über die Beiträge zur Sozialversicherung fließt; die
direkten Ausgaben der Haushalte beliefen sich 2004 auf 34 Mrd. Euro. (Broschüre
Gesundheitskosten Statistisches Bundesamt)
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hinweist (siehe Sommer-Interview), ein
Widerstand, der aber auf einen tiefer-
greifenden Wandel im „System“ Ge-
sundheit hinweist.

An dieser Stelle soll aber nicht auf die
Änderung in der Organisation bei den
Krankenkassen eingegangen werden.
Als Stichworte nur: Gesundheitsfonds
zum rationelleren Beitragseinzug,
staatliche Festlegung von Beitragssät-
zen, damit die Kassen über ihre Kosten
und nicht über ihre Leistungen konkur-
rieren, zwingende Verpflichtung zu
Hausarztmodellen und freie Vertrags-
verhandlung mit den Gesundheitsan-
bietern und so weiter und so fort. Die
Kassen werden unter den Druck von
kosteneffizienter Erbringung ihrer
Dienstleistung gesetzt.

Aufmerksamkeit soll aber auf einen
nicht so beachteten Aspekt der Ge-
sundheitsreform gelenkt werden. Wir
haben in dieser Zeitschrift aus Anlass
des Streiks der Krankenhausärzte im
Marburger Bund auf eine Änderung bei
medizinischen Dienstleistungen hinge-
wiesen, die wahrscheinlich auch einen
wesentlichen Antrieb für die jetzt in
Diskussion befindliche politische Re-
form darstellt. Die ärztliche Dienstleis-
tung wird quantifizierbarer, standardi-
siert auf der Erbringungsseite, was
dann auch unvermeidlich auf die Kos-
tenrechnung durchschlägt. An den
Krankenhäusern ist dieser Prozess wei-
ter fortgeschritten als bei den Haus- und
Fachärzten.Die Fallpauschalen als Kos-
tenabrechnung für die Krankenhäuser
sind ein Ausdruck dieser Entwicklung,
der andere ist der Wandel des ärztlichen
Selbstverständnisses hin zum hochqua-
lifizierten Dienstleister.

Aus den Eckpunkten zur Gesund-
heitsreform ist zu entnehmen, dass nun
auch im ambulanten Bereich der ärzt-

lichen Dienstleistung eine ähnliche
Entwicklung stattfindet und die Politik
dies durch entsprechende Vertragsge-
staltungen und Abrechnungsverfahren
befördern will. Das bisherige Verfahren
hat dazu geführt, dass Ärzte, die einen
höheren Aufwand betreiben oder wegen
sozialer Herkunft oder Alters „ungün-
stige“ Patienten haben, dafür nicht ent-
lohnt wurden. Das neue Vergütungssys-
tem setzt auf Standardisierung der
Leistungen und Anreizen zur Kosten-
senkung in den Arztpraxen.

Sicher hat der ärztliche Beruf,speziell
der des Allgemeinmediziners und Haus-

arztes, weiterhin stark die Komponente
der persönlichen Beratung und Betreu-
ung; aber selbst das – so deuten jeden-
falls die Eckpunkte an – lässt sich in ei-
nem ansonsten durch vergleichbare Tä-
tigkeiten geprägten Umfeld berück-
sichtigen. Weil die Entwicklung aus ei-
nem Wandel der ärztlichen Tätigkeit
selbst stammt, damit auch das ärztliche
Selbstverständnis ändert, scheint sie
unaufhaltsam.

Privatpatienten, Private Krankenkassen

Dieser angedeutete Prozess hat auch
Folgen für den Privatpatienten. Knapp

Eckpunkte Gesundheitsreform 2006

Ambulante ärztliche Versorgung: 
b) Leistungsgerechte Honorierung 
Das ärztliche Vergütungssystem wird
vereinfacht und entbürokratisiert. Die
von Budgets und floatenden Punkt-
werten geprägte Honorarsystematik
wird durch eine Euro-Gebührenord-
nung abgelöst, die für den fachärzt-
lichen und den hausärztlichen Versor-
gungsbereich jeweils nach unter-
schiedlichen Systematiken ausgestal-
tete Pauschalvergütungen,die in über-
schaubarer Zahl mit wenigen erfor-
derlichen Einzelleistungsvergütungen
kombiniert werden, sowie Abstaffe-
lungsregelungen vorsieht.Dadurch ge-
winnt das Vergütungssystem erheblich
an Transparenz,und die Ärzte erhalten
weitgehende Kalkulationssicherheit.
Durch die Pauschalisierung wird zu-
dem dem heute systemimmanenten

Anreiz zur Erbringung und Abrech-
nung medizinisch nicht notwendiger
Leistungen entgegengewirkt; die Leis-
tungssteuerung wird dadurch verbes-
sert. Kennzeichen eines neuen Vergü-
tungssystems sind: 
• Ablösung der bisherigen Budgetie-

rung durch ein neues Vergütungs-
system mit Mengensteuerung 

• Schaffung einer Gebührenordnung
mit festen Preisen und Mengensteu-
erung 

• Übertragung des Morbiditätsrisikos
auf die Krankenkassen 

• Gewährleistung von Verteilungsge-
rechtigkeit zwischen den Ärzten 

• Gleichbehandlung der gesetzlichen
Krankenkassen bei der Finanzie-
rung der ärztlichen Vergütung 

• Honorarzuschläge für besondere
Qualität 

• Abbau von Über- und Unterversor-
gung durch finanzielle Anreize 

• Professionalisierung der Erarbei-

tung der Vergütungsreform.

f) Vergütung bei vergleichbaren Leis-
tungen in GKV und PKV 
Die privatärztliche Gebührenordnung
ist veraltet. Sie bedarf dringend der
Novellierung. Ziel muss es aber schon
jetzt sein,für vergleichbare Leistungen
in GKV und PKV ein Leistungsver-
zeichnis mit vergleichbaren Vergütun-
gen zu schaffen, das inhaltsgleich auch
Grundlage der privatärztlichen Ge-
bührenordnung ist. Abweichungen
vom Umfang dieses Leistungsver-
zeichnisses und Abweichungen inner-
halb des privatärztlichen Gebühren-
rahmens (Steigerungssätze) bleiben
weiterhin möglich. Die Voraussetzun-
gen für Abweichungen innerhalb des
Gebührenrahmens (Steigerungssätze)
werden präzisiert. Bei besonderer
Qualität können auch innerhalb der
GKV Zuschläge vereinbart werden.

www.die-gesundheitsreform.de

M
io

.€

Umsätze in der PKV und der GKV nach Bereichen

Eine interessante Rechnung: Während die Pro-Kopf-Umsätze bei gesetzlich Versi-
cherten und Privatversicherten im Bereich der Krankenhäuser sich nur wenig
unterscheiden und abgenommen haben (Zusatzleistung wie Ein-Bett-Zimmer,
Chefarzt usw. sind herausgerechnet), sind die Unterschiede beim Besuch von Ärz-
ten äußerst groß. Im Zuge einer Standardisierung ärztlicher Leistungen und ent-
sprechender Kostenrechnung wird sich dieser Unterschied nicht halten lassen.
Aus „Der überproportionale Finanzierungsbeitrag privat versicherter Patienten
zum Gesundheitswesen“ von Dr. Frank Niehaus und Christian Weber vom Wissen-
schaftlichen Institut der Privatkrankenkassen, Sept. 2005. (www.pkv.de)
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8 Millionen Personen, etwa zehn Pro-
zent aller Versicherten, sind bei einer
Privaten Krankenkasse versichert. Da-
von haben knapp vier Millionen als Be-
amte eine Zusatzversicherung zur Bei-
hilfe,die Bund oder Land bei Krankheit
den Beamten und ihren Angehörigen
bezahlt, was in der Regel ca. 80 Prozent
der Krankheitskosten abdeckt. Die
übrigen Versicherten bei den Privaten
Krankenkassen sind meistens Ange-
stellte, die mit ihrem Einkommen über
der Versicherungspflichtgrenze liegen,
wobei diejenigen, die Angehörige (Ehe-
gattin, Kinder) mitzuversichern haben,
häufig aus Kostengründen in der ge-
setzlichen Krankenversicherung blei-
ben.Und schließlich sind es Selbständi-
ge, die sich privat versichern.

Bisher bezahlen die Privatpatienten
über das Doppelte pro Kopf beim Be-
such von ambulanten Ärzten (siehe
Grafik).Dies liegt nicht an den besseren
Leistungen, die der Privatpatient erhält
(die sind bei dem Vergleich schon her-
ausgerechnet).Vielmehr handelt es sich
um eine historisch gewachsene Art der
Preisbildung, die eng mit der paterna-
listischen Stellung des Arztes zu-
sammenhängt, der dann soziale Preise
macht.

Wenn aber die ärztliche Leistung in
großem Umfang standardisierbar wird,
verliert eine solche Preisdifferenzierung
ihren Zweck und führt zu massiven
Fehlsteuerungen. Die Eckpunkte der
Regierung zur Gesundheitsreform ent-
halten daher den Passus, dass die Prei-
se für ärztliche Leistungen in der ge-
setzlichen und der Privatversicherung
anzugleichen sind (siehe Kasten Eck-
punkte unter f). Die Aufregung der Pri-
vatversicherungen ist groß. Sie verlie-
ren perspektivisch die Mitversicherung
der Kinder, eventuell auch der nicht-
verdienenden Ehegatten. Die Abgren-
zung zur gesetzlichen Versicherung er-
fordert neue Geschäftsmodelle, die die
Politik aber ermöglichen will. Durch
Vereinbarung von „Zusatzleistungen“
wird dem Arzt weiterhin ein gewisses
Bevorzugen von Privatpatienten er-
möglicht.

Durchziehen geht auch ohne Basta

Unangenehm bleibt, wie die Regierung
die Gesundheitsreform betreibt. Auch
wenn die Kanzlerin in den Umgangs-
formen sich deutlich vom Basta-Kanz-
ler Gerhard Schröder unterscheidet, ist
das Verfahren demokratiefern. Das Sys-
tem steuert sich scheinbar selbst in ei-
nen veränderten Zustand; die Experten
stellen fest, so und nicht anders muss es
sein, wenn es, das System, weiterlaufen
soll. Argumentative Aufklärung findet
kaum oder gar nicht statt. Der Verdacht
liegt nahe, dass ein aufgeklärtes Publi-
kum nur stört, wenn in dem Reform-
prozess Privilegien und Benachteiligen
umgemodelt und neu verteilt werden.

alk

Keine Bundeswehr in den Nahen Osten!

Wichtige Weichenstellung
Bei Redaktionsschluss am 5.9. hat die
Bundesregierung entgegen ihrer ur-
sprünglichen Planung noch keinen Be-
schluss über die Entsendung der
Bundesmarine an die libanesische Küs-
te fassen können. Die libanesische Re-
gierung hat sich deutlich länger als er-
wartet Zeit gelassen, überhaupt deut-
sche Marineeinheiten anzufordern, und
als sie das am 5.9. tat – mit einstimmi-
gem Beschluss –, knüpfte sie die Anfor-
derung an Bedingungen, die, wie Spie-
gel online schrieb, für Deutschland
„nicht hinnehmbar“ seien.

Wochen nach Ende der Kampfhand-
lungen ist die israelische Libanon-Blo-
ckade zur See und in der Luft weiter in
Kraft.Nur Maschinen der libanesischen
Fluglinie sowie jordanische Flugzeuge
und Flugzeuge mit Hilfslieferungen
können derzeit Beirut anfliegen. Auch
auf dem Seeweg bleibt der Libanon,
Drehscheibe des Warenverkehrs im Na-
hen Osten, abgeschnitten mit der Folge,
dass die durch den Krieg hart getroffe-
ne libanesische Wirtschaft fast vollends
zum Erliegen kommt.

Obwohl die UNO die Aufhebung der
Blockade fordert, will Israel dem Ver-
langen erst folgen, wenn die durch
niederländische, dänische, schwedische
und norwegische Kriegsschiffe ver-
stärkte deutsche Marine die Kontrolle
über die libanesischen Seegrenzen
übernimmt. Analog hatte Kanzlerin
Merkel frühzeitig erklärt, Deutschland
könne „mit dem Schutz der libanesi-
schen Küste eine Voraussetzung“ für das
Ende der Blockade schaffen. Mit ande-
ren Worten: Die Kontrolle über die liba-
nesischen Seegrenzen ginge von Israel
auf die EU-Truppen, konkret vor allem
die BRD über. Die Auseinandersetzung
um die Rolle der von der UN manda-
tierten internationalen Truppen spitzte
sich in genau dieser Frage zu. Für den
Libanon steht nicht weniger als die Sou-
veränität auf dem Spiel. Verliert das
Land, das im Süden Grenzen mit Israel,

im Osten und Norden mit Syrien teilt,
die Kontrolle über die Seegrenzen, ver-
liert es die Kontrolle über die interna-
tionalen Verbindungen.

Entsprechend versuchte die libanesi-
sche Regierung, Einsatz und Befugnisse
der internationalen Kriegsmarinen zu
beschränken.Wie es heißt, macht sie er-
stens zur Bedingung, dass Israel zuvor
die Blockade aufhebt. Zweitens soll ein
mehrerer Meilen breiter Streifen vor der
Küste für die internationalen Kriegs-
schiffe tabu bleiben. Das würde bedeu-
ten, dass die BRD, die das Kommando
über die Flotte beansprucht,und die an-
deren europäischen Nato-Mächte ohne
ausdrückliche Zustimmung durch den
Libanon weder Truppen noch Nach-
schub anlanden könnten.

Damit sind den Nato-Plänen erneut
Hindernisse in den Weg gestellt.Die EU-
bzw. europäischen Nato-Mitgliedstaa-
ten wähnten sich bereits einen erheb-
lichen Schritt weiter. Denn auch wenn
die schließliche Größe und Zusammen-
setzung der von der UN mandatierten
Truppen im Libanon noch nicht festste-
hen, ist doch sicher, dass Soldaten aus
den EU- bzw. den europäischen Nato-
Mitgliedstaaten ihren Kern bilden und
damit letztlich die Nato-Militärstruk-
turen entscheidend sind. Die EU-Staa-
ten haben bis zu 7000 Soldaten zuge-
sagt; Frankreich wird bis Februar 2007
das Kommando führen, anschließend
wird es an Italien übergehen.

„Die EU wird zu einem Hauptakteur
im Nahen Osten“, hatte die FAZ (4.9.)
festgestellt.Die österreichische Zeitung
Die Presse (1.9.) zitierte die Sprecherin
von Javier Solana, dem außenpoliti-
schen Beauftragten der EU: „Je mehr
wir vor Ort mit unseren Soldaten prä-
sent sind, desto mehr Einfluss werden
wir bekommen, um unserem militäri-
schen, humanitären und wirtschaft-
lichen Engagement zu entsprechen.“
Die EU-Außenminister wollten, so hieß
es nach ihrem letzten Treffen am 1.9.,

Zwei Fregatten, bis zu vier Schnellbooten, drei Minensucher, ein Abhörschiff und bis zu drei
Versorgugnsschiffen – Bild: die „Frankfurt“ – würde die Bundesregierung gerne entsenden,
dazu bis zu 3000 Soldaten; sie beansprucht das Kommando über die internationalen Mari-
neeinheiten
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umgehend neue Anstrengungen zur Lö-
sung des Nahost-Konflikts unterneh-
men. Der frühere Sicherheitsberater
Brzezinski, ein Kritiker sowohl des
Irak-Krieges als auch des jüngsten Li-
banon-Krieges, bezeichnete in einem
Interview mit dem Corriere die Statio-
nierung der EU-Truppen im Libanon
als möglichen „Beginn eines Lösungs-
prozesses, in dem am Ende eine inter-
nationale oder eine Nato-Truppe der
Garant für einen mit seinen arabischen
Nachbarn ausgehandelten israelischen
Rückzug aus den besetzten Gebieten
sein kann“. Doch das ist weit vorgegrif-
fen. Wenn es den europäischen Nato-
Mächten gelingt, die Souveränität des
Libanon auszulöschen, das Land in ihr
unumschränktes Einflussgebiet zu ver-

wandeln, in einen Stützpunkt ihrer
„Greater-Middle-Ost“-Strategie, dann
ist eine friedliche, die berechtigten
Interessen aller Beteiligten berücksich-
tigende Lösung des Nahost-Konfliktes
ferner denn je. Dann wächst die Gefahr,
dass der Einsatz der Nato den Nahen
Osten in ein Inferno stürzt.

Auch wenn der Ausgang zur Stunde
unklar ist: Das überraschend zähe Rin-
gen des Libanon um seine Souveränität
eröffnet Chancen. Es wirft – zum einen
– geradezu ein Schlaglicht darauf, dass
die stärkste Bedrohung für die Souve-
ränität und mit die größte Gefahr hin-
sichtlich der weiteren von Deutschland,
dieser zentralen Macht in der Mitte Eu-
ropas,und der deutschen Beteiligung an
den internationalen Truppen ausgeht.

Damit erhalten die Gegner der Milita-
risierung der deutschen Außenpolitik
Unterstützung und wichtige zusätzli-
che Argumente. Zurecht betont die lin-
ke Bundestagsfraktion: „Dass der Li-
banon bisher keine deutschen Soldaten
angefordert hat, bestätigt die Fraktion
DIE LINKE. in ihrer Ablehnung des
Einsatzes.“ (PE 4.9)

Zum anderen weist es auf bedeutsa-
me Vorgänge innerhalb der libanesi-
schen Gesellschaft hin. Zunächst wur-
de die Souveränität des Libanon da-
durch beschädigt,dass es der Regierung
nicht gelang, von libanesischem Terri-
torium ausgehende Angriffshandlun-
gen der Hisbollah-Miliz gegen Israel zu
unterbinden. Die Entwicklung seit der
Waffenruhe weist aber in eine andere
Richtung. Die Hisbollah hat das Vorrü-
cken der libanesischen Armee in den
Süden den Landes, Bedingung der Waf-
fenruhe, unterstützt und zeigt sich auch
sonst zur Zusammenarbeit mit Armee
und Regierung bereit. Eine solche Zu-
sammenarbeit,die das Risiko eines Bür-
gerkrieges reduziert,wäre ein wichtiger
Schritt in Richtung Staatlichkeit des
Libanon.1

Aufschlussreich ist die Politik der
Hisbollah auch in anderer Hinsicht.
Man versucht ja, Anzeichen für die
Schlussfolgerungen zu ziehen, die die
Kriegsparteien aus dem Waffengang
ziehen. Dass Israel den Krieg nicht ge-
wonnen hat, führt im Land zu einer sehr
breiten, sehr heftigen und sehr kontro-
versen Diskussion. In dieser Diskussion
sind die Kritiker der militärischen Op-
tion, die mahnen, dass Israel Sicherheit
nur durch Frieden und Ende der Besat-
zung gewinnen kann, eine wohl kleine
Minderheit, aber sie können, selbst in
Zeiten des Krieges, ihre Stimme erhe-
ben, sie gehen in der Diskussion nicht
einfach unter und finden Bestätigung
durch den Kriegsverlauf.

Entsprechende Debatten über die Po-
litik gegenüber Israel in der libanesi-
schen oder palästinensischen Gesell-
schaft sind schwerer zu aufzuspüren,
und vielleicht gibt es sie auf solche Weise
auch nicht. Doch fiel auf, dass Nasral-
lah, Generalsekretär der Hisbollah,
nach dem Krieg, den auch die Hisbollah
nicht gewann und gewinnen konnte, er-
klärte, hätte er um die Folgen der Ent-
führung der beiden israelischen Solda-
ten gewusst, hätte er den Befehl dazu
nicht erteilt, und sich bei der libanesi-
schen Bevölkerung entschuldigte. Auch
kündigte er an, dass die Hisbollah im
Süden nicht mehr bewaffnet auftreten
werde.Vielleicht haben seiner Rede tak-
tische Erwägungen zugrunde gelegen.
Doch lässt sich feststellen, dass die His-
bollah offensichtlich bemüht ist, die In-
frastruktur im zerstörten Süden schnell
wieder herzustellen und die wirtschaft-
liche Tätigkeit wieder anzukurbeln.
Dass sie den Wiederaufbau vorantreibt,
spricht dagegen, dass sie einen neuen

USA: Heimatfront bröckelt

Erneut hat US-Präsident Bush eine
wüste Kriegsrede gehalten,die die fast
schon verzweifelte Durchhaltepropa-
ganda jedoch kaum verdeckt. „Der
Krieg, in dem wir heute kämpfen, ist
mehr als ein militärischer Konflikt“,
sagte er.„Es ist der entscheidende ide-
ologische Kampf des 21. Jahrhun-
derts.“ Bekämpften die USA die „is-
lamistischen Terroristen“ nicht im
Irak, „müssten wir den Kampf in den
Straßen unserer eigenen Städte füh-
ren“. Die „islamistischen Terroristen“
seien „die Erben der Faschisten, der
Nazis, der Kommunisten“. Die Hei-
matfront jedoch bröckelt. Dem US-
Verteidigungsministerium gelingt es
nicht mehr, genügend Freiwillige zu
rekrutieren.Das Heer hat bereits 5000

Reservisten zwangsverpflichtet. Noch
mehr ist die Administration durch die
massenhafte Weigerung von Marine-
Reservisten geschockt, sich freiwillig
zu melden. Bush gab jetzt den Befehl,
notfalls bis zu 2500 Marines zwangs-
weise zum Einsatz in Irak und Afgha-
nistan zu verpflichten. Die New York
Times veröffentlichte kürzlich eine
Umfrage, wonach 51% der Befragten
die Behauptung Bushs bestritten,dass
der US-Einsatz im Irak Teil des „Anti-
terrorkrieges“ sei (im Juni lag die Zahl
bei 41%). 53% bezeichneten die Inva-
sion im Irak als „Fehler“. Krieg und
Besatzung haben den Irak längst in ein
Blutbad gestürzt. Einem Bericht des
Pentagon zufolge hat sich von Mai bis
Mitte August die Zahl der Opfer von
Gewalt von 80 auf durchschnittlich
120 Menschen pro Tag erhöht.

An einer Demonstration gegen die Kriegspolitik von Präsident Bush nahmen
in Salt Lake City 4.000 Menschen am 31.8. wenige Stunden vor dem Besuch
von Bush in der Stadt teil. Nach Aktionen von 2.000 Kriegsgegnern gegen ei-
nen Auftritt von Bush vor 6.000 ehemaligen Soldaten der „Veterans Of Foreign
Wars“ im August letzten Jahres war auch dieses Mal der Bürgermeister Rocky
Anderson von Salt Lake City, der für die Stadt einer der Erstunterzeichner der
Erklärung „Cities for Peace“ (Städte für den Frieden) war, einer der Initiato-
ren des Protestes. (rub) 
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PKK bietet neuen
Waffenstillstand an
Türkei versucht mit Unterstützung der

USA die Guerilla zu zerschlagen

Die KKK (Gemeinschaft der Kommu-
nen Kurdistans) sowie die HPG-Gueril-
la haben der Türkei einen neuen Waf-
fenstillstand ab 1. September angebo-
ten. Zahlreiche türkische, kurdische
und ausländische Organisationen sowie
EU-Politiker hatten zuvor beide Par-
teien zu einem solchen Schritt aufgeru-
fen und vor einer weiteren Verschärfung
der militärischen Auseinandersetzun-
gen gewarnt. Der finnische Außenmi-
nister verdeutlichte der türkischen Re-
gierung am 11.8. noch einmal, dass sie
den Kurdenkonflikt nicht militärisch
lösen könne, vielmehr solle sie einen
Weg wie Großbritannien bei der Lösung
des Konflikts in Nordirland gehen. (Ra-
dikal, 11.8.) Sinn Fein machte das An-
gebot, in einem Friedensprozess zu ver-
mitteln.(Özgür Politika,13.7.) Der stell-
vertretende Präsident des EU-Parla-
ments Mauro forderte in einem Brief den
EU-Erweiterungskommissar Rehn auf,
die Beitrittsverhandlungen mit der Tür-
kei abzubrechen, sollte sie weiter
Grundrechte- und freiheiten verletzen.
(ANF, 18.7.)

Leider befindet sich die deutsche Re-
gierung nicht in vorderster Front der
Friedensmahner. Sie geht vielmehr ge-
gen die kurdische Opposition in der
BRD mit neuen Verhaftungen vor. Udo
Steinbach vom Deutschen Orientinsti-
tut reklamierte für die Türkei das
„Selbstverteidigungsrecht“. Mit ihren
Operationen, die nach Ansicht der tür-
kischen Regierung aus Rückzugslagern
im Nordirak gesteuert werden, gefähr-
de die PKK „tatsächlich die Sicherheit
und Stabilität der Türkei.“ (Deutsche
Welle, 20.7.) Bundeskanzlerin Merkel
wird in Ankara im Oktober erwartet.
Die Außenminister Steinmeier und Gül
werden sich am 6.9. in Istanbul treffen
und gemeinsam eine „gesellschaftliche
Initiative gegen den Terror“ gründen.

Das sind Ermunterungen für die tür-
kische Regierung, die sich vor den kom-

menden Parlamentswahlen abgewandt
hat von der Suche nach einer friedlichen
Lösung des Konflikts. Vielmehr ver-
schärft sie den nationalistischen Ton –
übrigens ganz im Gegensatz zu den
Stellungnahmen kurdischer Politiker
und der Führung von KKK,Kongra-Gel
und HPG, die vor einer wachsenden
chauvinistischen Pogromstimmung
warnen.

Regierung und Militär der Türkei ha-
ben in den letzten drei Monaten die Ope-
rationen gegen die kurdische Bewegung
nochmals eskaliert, das gilt sowohl ge-
gen die kurdische Opposition in der Tür-
kei als auch gegen die Guerillakräfte der
HPG. Öffentlich erklären Ministerprä-
sident Erdogan,seine Regierung und die
Militärführung, dass sie die PKK end-
gültig vernichten wollen. Sie halten den
Zeitpunkt für günstig, besonders nach-
dem Israel den Libanon angegriffen hat.

Das Antiterrorgesetz wurde gerade
neu verabschiedet, und schon wurden
die ersten Anklagen danach erhoben.
Die politische Lage im Südosten der
Türkei kommt mehr und mehr dem
Kriegszustand Anfang der 90er Jahre
nahe, und die ökonomische Lage er-
innert immer mehr an ein Armenhaus.

Natürlich tragen die Bombenanschlä-
ge der TAK (Freiheitsfalken Kurdi-
stans), eine Abspaltung von der PKK, in
den Urlaubsorten am Mittelmeer und in
Izmir und Istanbul nicht zur Beruhi-
gung der Lage bei.Der Kongra-Gel ver-
urteilte die Anschläge: „Bestimmte
marginale Gruppen würden in der Tür-
kei Bombenanschläge auf Touristenor-
te der Türkei ausüben. Diese Aktions-
form werde von der kurdischen Bewe-
gung abgelehnt und verurteilt.“ (ANF,
29.8.)

Das Militär zieht seit Monaten Trup-
pen in den kurdischen Provinzen zu-
sammen.Waren es im Mai etwa 200.000
Soldaten, die mittlerweile im Dauer-
seinsatz gegen die kurdische Guerilla
eingesetzt werden, soll sich derzeit bis
zu 2/3 der 800.000 Soldaten der türki-
schen Armee in den kurdischen Gebie-
ten und an der Grenze konzentrieren.
Die HPG-Bilanz aus den Monaten Juni
und Juli dokumentiert, dass täglich
mehrere Gefechte stattgefunden haben.
Der Generalstab hat für diese Opera-
tionen eine neue Division zur „Terror-
abwehr“ in Yüksekova aufgestellt und
seine Kommandostrukturen geändert.
Es wurde ein neuer Stab mit 40 Gene-
rälen gebildet, der von dem neuen Ge-
neralstabschef Yasar Büyükanit geführt
wird. (NTV, 30.8.) Der Stab komman-
diert etwa ein Drittel der Kräfte von
Heer und Jandarma und koordiniert
auch mit dem Iran Bombardierungen
und kurze Truppenvorstöße in Südkur-
distan, die in den letzten drei Monaten
an Intensität zugenommen haben.

Neben den Bomben auf Südkurdistan
und dem Truppenaufmarsch an der
Grenze fordert Erdogan vehement von

den Regierungen der USA und des Irak
ein Vorgehen gegen die PKK. Er droht
mit einem Einmarsch in den Nordirak,
sollte nichts Grundlegendes geschehen,
und rechtfertigt die Bombardierungen
und die geplante Invasion mit „Selbst-
schutz gegen Terror und Gewalt“. Was
bei Israel als „Selbstverteidigungs-
recht“ gelte, habe auch für die Türkei
Gültigkeit. Erdogan forderte sogar ei-
nen Nato-Einsatz wie in Afghanistan.

Die USA antwortete mit einem Nein
zur Invasion, beeilte sich aber, über den
Sprecher des Außenministeriums zu er-
klären: „Wir favorisieren, dass die Tür-
kei sich mit den multinationalen Streit-
kräften im Irak und der irakischen Re-
gierung zusammensetzt, die vorliegen-
den Informationen ausgetauscht wer-
den und gegen die terroristische Bedro-
hung des türkischen Volkes gemeinsam
vorgegangen wird.“ (Milliyet, 19.7.06)
US-Präsident Bush sicherte der türki-
schen Regierung zu, „aggressiver“ vor-
zugehen.Dies habe er mit der irakischen
Regierung vereinbart.

So fanden dann Ende Juli und Anfang
August eine ganze Reihe von Verhand-
lungen statt zwischen der Türkei, den
USA, dem Irak und der KDP und PUK.
Die Ergebnisse sollen laut Pressemel-
dungen in etwa so aussehen: Es werden
Koordinatoren zur verbesserten Zu-
sammenarbeit zwischen den Regierun-
gen der Türkei,der USA und des Irak im
Kampf gegen die PKK eingesetzt. Die
Türkei wird einen Armeegeneral oder
den ehemaligen Außenminister Cetin
auf diesen Posten setzen. Die USA hat
als PKK-Sonderkoordinator Joseph
Ralston ernannt. Ralston ist ehemaliger
US-Generalstabschef, der lange Zeit
sowohl als Oberkommandierender der
Nato-Truppen in Europa als auch der
US-Truppen in Europa tätig war. Der
Irak soll schärfer gegen Einrichtungen
von PKK, Kongra-Gel, HPG usw. vor-
gehen. In Diskussion sind Schließung
von Büros, Zeitungen und anderer Ein-
richtungen. Der Irak richtet ein Lager
in der Nähe von Dohuk für die PKK-
Guerilla ein für laut KDP um 2.300
PKK-Mitglieder. Sie sollen entwaffnet
und bis auf 400-500 Führungskader
nach einem gewissen Zeitraum in die
Türkei überführt werden.

Eine Lösung für den kurdischen Kon-
flikt in der Türkei stellen diese Planun-
gen nicht dar. Es wird vielmehr den
Konflikt in der Türkei verschärfen, die
kurdischen Organisationen im Irak und
der Türkei gegeneinander aufhetzen
und die kurdische Bevölkerung spalten.
Perfide ist, dass dabei die Drecksarbeit
von den Kurden der PUK und KDP er-
ledigt werden soll und die Türkei immer
ein Druckmittel für militärisches Ein-
greifen im Nordirak parat hätte. Das ist
eine Neuauflage der Politik „Teile und
Herrsche“, trägt aber nicht  zum Frie-
den in der Türkei und der Region bei.

rub

Krieg vorbereitet.
Wenn es dem Libanon also gelingt,

seine Souveränität zu verteidigen, kann
sich die krisenhafte Situation im Nahen
Osten stabilisieren. Wenn nicht, gewin-
nen die Nato-Truppen Spielraum, die
verschiedenen Kräfte der libanesischen
Gesellschaft gegeneinander zu treiben,
mit dem Risiko der Entfesselung eines
Bürgerkrieges, ähnlich der Entwick-
lung im Irak. scc

1 Siehe dazu: Das Rad nicht weiter drehen.Inter-
view mit Mohssen Massarrat in: Freitag, 1.9.



Brasilien: 12.000 VW-Arbeiter im
Streik gegen Stellenstreichung
Nachdem der Volkswagenkonzern in
Brasilien die Streichung von 1800 Ar-
beitsplätzen im ältesten und größten der
fünf VW-Werke in Basilien, in Anchieta
bei Sao Bernardo do Campo, bekannt
gegeben und die Kündigungen zum
21.11.06 verschickt hatte, traten die
12 400 Beschäftigten des Werkes in ei-
nen unbefristeten Streik. Der Konzern
will bis 2008 insgesamt 6 000 der noch
22 000 Arbeitsplätze streichen, ver-
schiedene Leistungen kürzen und wo-
möglich ein Werk ganz schließen. Den
Streikenden droht er jetzt mit soforti-
ger Schließung, die Gewerkschaften
wiederum kündigen einen „harten
Kampf“ an. Der Ausgang ist ungewiss.
Erst kürzlich hatten die VW-Beschäf-
tigten in Mexiko aufgrund ihrer starken
Position – Mexiko gilt als VW als Haupt-
basis für den US-Markt – 5,5% mehr
Lohn durchsetzen können. Brasilien ist
für den Automobilkonzern mit 380 000
Auslieferungen im Jahr nach der BRD
und China der drittgrößte Markt,außer-
dem werden rund 260 000 in Brasilien
gefertigte VWs in andere Länder Süd-
amerikas und nach Europa exportiert.
(Quelle: ftd) 

Streikwelle in Südafrika
Seit mehr als drei Wochen streiken die
52.000 Beschäftigten der Shoprite-Ket-
te in Südafrika. Auch nach jüngsten
Meldungen vom 2.9. ist ein Ende des

Streiks nicht in Sicht. Die meisten
Streikenden sind Frauen, die in der Re-
gel in den Townships wohnen und deren
Löhne mit den explodierenden Preise
für Transport, Strom und Wasser – Fol-
gen der Privatisierungswelle – nicht
mithalten. Die Gewerkschaft der Le-
bensmittelarbeiter (Saccawu) fordert
eine Lohnerhöhung von 300 Rand oder
10%, sie lehnt das Angebot von Shopri-
te auf eine Lohnerhöhung von 263 Rand
als unzureichend ab. – Der Streik reiht
sich in eine ganze Streikkette ein; im
Juli/August streikten z.T.über viele Wo-
chen 4000 Bergarbeiter, Beschäftigte
des Lebensmittelkonzerns Kraft in Jo-
hannesburg, 8000 Reinigungskräfte, die
eine Lohnerhöhung von 1,2 Rand/Stun-
de forderten,bei Löhnen von 1.300 Rand
in den Städten und 600 Rand auf dem
Land ein Minimum. Die Reinigungsar-
beiterinnen und -arbeiter, an deren
Streik 16 Gewerkschaften beteiligt
sind,organisierten u.a.eine Demonstra-
tionen mit 7000 Beteiligten in Johan-
nesburg und Pretoria sowie zahlreiche
kleinere Demonstration im ganzen
Land. Auch dieser Streik dauert diver-
sen Meldungen von 1.9.zufolge noch an.
(Quelle: www.labourstart.org/)

Chile: Fünf Prozent und 
17000 Dollar einmalig
Die Gewerkschaft Nr.1 hat den längsten
Streik in einer privaten Kupfermine in
Chile, der Escondida-Mine bei Antofa-
gasto, nach 25 Tagen beendet. Von den
2000 Gewerkschaftern stimmten 1607

für und 121 gegen den Ab-
schluss mit 40-monatiger
Laufzeit. Mit Wiederaufnahme
der Produktion am 2.9. gelten
Lohnerhöhungen um 5% über der In-
flation und wird ein einmaliger „Bo-
nus“ von knapp 17000 Dollar gezahlt.
Darüber hinaus wurde u.a. eine 100-
prozentige Abdeckung der Gesund-
heitskosten durchgesetzt. Die geforder-
ten 13% Lohnerhöhung hätte BHP Bil-
liton auf der Basis der gegenwärtig au-
ßergewöhnlich hohen Preisen gut zah-
len können, aber da nach chilenischem
Gesetz nach 14 Streiktagen Einzelver-
handlungen geführt werden dürfen,war
es klug seitens der Arbeiter,dem mit 5%
für chilenische Verhältnisse hohen
Streikergebnis zuzustimmen. Beim
größten Kupferproduzent der Welt, der
staatseigenen chilenischen Codelco, be-
ginnen Mitte September die Tarifver-
handlungen. Der Tarifkompromiss in
Escondida ist dabei sicherlich der Maß-
stab. Die politische Wirkung dürfte
nicht unerheblich sein. (evd, Quelle u.a.
Handelsblatt vom 4.9.06)

Militarisierung der japanischen
Außenpolitik besorgt die Nachbarn
Am 22.9. wählen die beiden Kammern
des japanischen Reichstages einen neu-
en Premier. Koizumi, der alte, gibt sein
Amt auf. Als eine seiner letzten Amts-
handlungen besuchte er den Yasukuni-
Kriegsschein,das Heiligtum des japani-
schen Militarismus, und zwar erstmals
und in betonter Missachtung der Pro-
teste Südkoreas und Chinas am Tag des
Kriegsendes, der in Korea als Jahrestag
der Befreiung von japanische Kolonial-
herrschaft begangen wird. Neuer Pre-
mier wird voraussichtlich Shinzo Abe,
bekannt als nationalistischer Hardliner,
der Japan erklärtermaßen zur militäri-
schen Großmacht aufrüsten und als
ständiges Mitglied in den UN-Sicher-
heitsrat führen will. Sein Ziel ist die
„komplette Revision der gegenwärtigen
Verfassung“, insbesondere die Abschaf-
fung des „Friedensparagraphen 9“, der
die militärische Aufrüstung des Landes
beschränkt. Abe sprach sich u.a. für die
Bewaffnung Japans mit taktischen
Atomwaffen aus und trat nach den jüng-
sten Raketentests Nordkoreas für das
„Recht Japans auf Präventivschläge“
ein.Offen droht er China,das er als „des-
tabilisierenden Faktor in Asien“ be-
zeichnet, und macht sich für ein gegen
China gerichtete Bündnis mit Indien
und Australien stark.Derweil bieten die
USA Japan 80 weitere Patriot-Systeme
für Raketenabwehr an. Bereits geplant
ist die Stationierung von Raketenab-
wehrsystemen auf US-Stützpunkten in
Japan, außerdem arbeiten beide Staa-
ten an der gemeinsamen Entwicklung
eines neuen Systems zur Abwehr ballis-
tischer Raketen. (Quelle: Standard)

Zusammenstellung: scc
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San Francisco. Zwei Jahre nach dem letzten Streik und den Aussperrungen im Ho-
telgewerbe von San Francisco haben am 24. August 93% der Hotelbeschäftigten per
Urabstimmung entschieden, die Gewerkschaftsführung zu beauftragen, wenn not-
wendig einen neuen Streik zu organisieren. Zwei Jahre lang arbeiten die Beschäf-
tigten nun ohne Vertrag, zwei Jahre, in denen sie immer wieder Aktionen durch-
führten; u.a. hatte die Gewerkschaft zu einem Boykott der großen Hotelketten auf-
gerufen, der diese nach ihrer Auffassung rund 100 Millionen Dollar gekostet haben
dürfte. Am 31. August demonstrierten mehrere tausend Mitglieder und Unterstüt-
zer von Unite Here! zum Hotel Vier Jahreszeiten, wo über 60 Beschäftigte in einen
Akt von zivilem Ungehorsam den Eingang blockierten. Die Polizei nahm die Blo-
ckierer fest, doch dank der machtvollen Demonstration wurden sie schnell wieder
freigelassen. (Quelle und Bild: Indymedia San Francisco Bay)
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HAMBURG. Über 1000 Menschen,vorwiegend Migrantinnen
und Migranten, demonstrierten am 2. September gegen die
drohenden Abschiebungen nach Afghanistan. „Nagel, Na-
gel, lass uns leben“ und „Wir sind Hamburger“ waren die
am meisten gerufenen Parolen.Trotz Ausweitung der Krie-
ges in Afghanistan hatten die Innenminister vor einem Jahr
beschlossen, afghanische Flüchtlinge, zunächst allein ste-
hende Männer und kinderlose Ehepaare,abzuschieben.Der
Hamburger Innensenator Nagel,schon damals Vorreiter der
Abschiebepolitik, geht nun einen Schritt weiter und will
auch  Familien mit Kindern nach  Afghanistan abschieben
– Kinder, die oft hier geboren wurden, hier in den Kinder-
garten oder zur Schule gehen, soziale Beziehungen entwi-
ckelt haben, sollen in ein Land abgeschoben werden, das
sie nicht kennen, dessen Sprache sie kaum sprechen und in
dem elende Lebensbedingungen herrschen. Ihre Zukunfts-
perspektive ist eines der riesigen Lager, in denen ein Groß-
teil der bisher Abgeschobenen ihr Leben fristet. scc
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Baltic Bike Tour zum Weltkongress
der IPPNW
BERLIN. Zwanzig Medizinstudierende
der IPPNW aus aller Welt fahren vom
21.8.bis zum 6.9.auf Fahrrädern die 880
km lange Strecke von Tallinn über St.
Petersburg nach Helsinki. Auf ihrem
Weg werden sie Pressekonferenzen or-
ganisieren, sich mit Vertretern der Or-
ganisation „Bürgermeister für den Frie-
den“ treffen und sich durch öffentliche
Demonstrationen für eine Demilitari-
sierung der Ostsee engagieren. Ziel-
punkt der Tour wird der internationale
Weltkongress der IPPNW in Helsinki
vom 7. bis 10.9.06 sein. Die Informa-
tionstour sieht sich nicht als isolierte
Veranstaltung, sondern als Teil einer
global angelegten Kampagne zur Ab-
schaffung von Atomwaffen. Mehr dazu
auf der speziell für diese Tour angeleg-
te Website www.ippnw-students.org
/baltic. www.ippnw.de

Einzigartiger Beleg für
NS-„Euthanasie“-Verbrechen
HADAMAR. In einer Gedenkveranstal-
tung, die an den Beginn des II. Welt-
krieges vor 67 Jahren erinnerte, ist am
1.9. auch der Wiederaufbau der ehema-
ligen „T4“-Busgarage in der Gedenk-
stätte Hadamar gewürdigt worden. Der
Landeswohlfahrtsverband Hessen, der
das Gedenken an die etwa 15.000 Opfer
der „Euthanasie“-Morde des NS-Regi-
mes in der damaligen nassauischen Tö-
tungsanstalt wach halten will, konnte
die einzige noch erhaltene Busgarage
vor dem endgültigen Verfall retten. In
ähnlich hölzernen Busgaragen waren
nach Informationen des LWV Hessen
während der ersten Mordphase im Jahr
1941 in den insgesamt sechs „Euthana-
sie“-Tötungsanstalten die berüchtigten
grauen Busse der „Gemeinnützigen
Krankentransport-GmbH“ (Gekrat)
stationiert. Die Garage in Hadamar
konnte drei dieser Busse aufnehmen,
mit denen Patientinnen und Patienten

aus den sogenannten Zwischenanstal-
ten abgeholt und nach Hadamar ge-
bracht wurden. Die Patienten durften
die Busse nur im Innern des abge-
schlossenen Gebäudes verlassen, damit
sie vor fremden Blicken abgeschirmt
waren und keine Gelegenheit zur Flucht
hatten. Ins Hauptgebäude führte ein
Schleusengang. Nur wenige Stunden
nach der Ankunft wurden die Menschen
auf grausame Weise in der Gaskammer
ermordet. Die „T4-Aktion“, benannt
nach dem Sitz der Verwaltungszentrale
der Gasmordaktion in der Berliner Tier-
gartenstraße 4, war der erste vom NS-
Regime organisierte Massenmord, dem
zwischen 1940 und 1941 rund 70.000
Menschen zum Opfer fielen, davon über
10.000 in der Tötungsanstalt Hadamar.
Der 1.September ist nicht allein der Tag
der Wiederkehr des Kriegsbeginns: Hit-
ler datierte seine Ermächtigung zum
„T4“-Krankenmord auf diesen Termin.

www.kobinet-nachrichten.org

Wunsiedels Schulen zeigen Courage
WUNSIEDEL. Jedes Jahr im August gerät
Wunsiedel bundesweit in die Schlagzei-
len. Immer dann, wenn Neonazis in der
Stadt in Oberfranken aufmarschieren,
um Rudolf Heß, einstiger Stellvertreter
Adolf Hitlers, zu gedenken. Das wollen
die SchülerInnen in der Stadt nicht
mehr widerspruchslos hinnehmen und
haben sich zu einer ungewöhnlichen
Aktion verabredet. Alle Schulen der
Stadt bewerben sich derzeit um den Ti-
tel „Schule ohne Rassismus – Schule mit
Courage“ und sammeln die dazu nöti-
gen Unterschriften an ihrer Schule. Die
SchülerInnen wollen auf diese Weise
nicht nur alljährlich im August gegen
Rechtsextremismus und Gewalt de-
monstrieren,sondern sich auf Dauer für
Demokratie und Menschenrechte ein-
setzen. Wunsiedel könnte damit schon
bald die erste Stadt Deutschlands sein,
in der alle Schulen dem Netzwerk von
SOR-SMC angehören.

www.schule-ohne-rassismus.org

Göttinger „Bündnis gegen rechts“
formiert sich
GÖTTINGEN. Auf Einladung des DGB
nahmen weitere 33 Organisationen und
Verbände an den ersten beiden Treffen
teil. Die Bündnispartner werden wieder
gemeinsam zu einer Protestdemonstra-
tion gegen den geplanten Aufmarsch
von Dammann und anderen Nazis im
Oktober aufrufen. Diese hatten zu-
nächst angekündigt, an drei Samstagen
in der Innenstadt aufmarschieren zu
wollen. Das Bündnis konzentriert sich
auf den 28.10. als voraussichtliches Ak-
tions- und Demonstrationsdatum. Un-
ter die verabschiedete  gemeinsame Re-
solution werden jetzt Unterschriften
unterstützender Organisationen ge-
sammelt. Bis Anfang Oktober will das
Bündnis Geschäftsleute in der Innen-
stadt,Kultureinrichtungen wie die The-
ater, Kinos und andere in der Öffent-
lichkeit wirkende Einrichtungen auf
eine aktive Mitarbeit ansprechen,damit
der Protest noch breiter und noch viel-
fältiger wird als  am 13.Mai schon sicht-
bar. Eine Demonstration mit Kundge-
bung „Göttingen zeigt Gesicht – gegen
Nazis“ wurde bereits angemeldet.
www.dgb-suedniedersachsen-harz.de

Flüchtlingsrat  Niedersachsen 
fordert Abschiebungsstopp
HILDESHEIM.Der Flüchtlingsrat Nieder-
sachsen hat in einem offenen Brief vom
17.August Niedersachsens Innenminis-
ter Schünemann aufgefordert, für lang-
jährig geduldete Flüchtlinge in Nieder-
sachsen ein Abschiebestopp zu erlassen,
bis über eine endgültige Bleiberechtsre-
gelung für diese Menschen entschieden
ist. Anlass für diesen Appell stellt die
drohende Abschiebung von Hunderten
langjährig geduldeten Flüchtlingen in
den nächsten Wochen dar. Über Partei-
grenzen hinweg befürwortet eine breite
Mehrheit in Politik und Gesellschaft in-
zwischen eine Bleiberechtsregelung für
langjährig Geduldete, und auch die
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MANNHEIM. Am 26.8. demonstrierten kurdische Menschen
überall in Deutschland „gegen die Repression und Krimina-
lisierung der Kurden“ durch den deutschen Staat – auch in
Mannheim (Bild) mit ca. 150 Teilnehmern. Der Protest rich-
tete sich einerseits gegen die kürzliche Verhaftung zweier
kurdischer Politiker, andererseits gegen die alltägliche Dis-
kriminierung kurdischer Menschen durch die deutschen Be-
hörden.Die Methoden sind z.B.: ständige Bespitzelung durch
Verfassungsschutz und Staatsschutz – keine Gewährung der
deutschen Staatsbürgerschaft, wenn Kontakte zu kurdi-
schen Vereinen bestehen – nachträgliche Aberkennung des
Flüchtlingsstatus – Widerruf der Aufenthaltsgenehmigung –
Ausweisungen – wiederholte Hausdurchsuchungen. Der
größte kurdische Verein in Mannheim, das „Kurdische Kul-
turzentrum“, und die vielen Menschen, die diesem Verein
nahe stehen, können über diese repressiven Maßnahmen
mehr als ein Lied singen. Die tendenziöse Berichterstattung
über die Anschläge in türkischen Tourismusgebieten tragen
mit zur negativen Stimmung bei. Obwohl die Nachfolgeor-

ganisationen der PKK jede Verantwortung bestreiten und die
Aktionen ablehnen, übernimmt die bundesdeutsche Presse
von den türkischen Behörden in die Welt gesetzte Meldun-
gen: „Splittergruppen innerhalb der PKK“, „Täter aus dem
Umfeld der PKK“ usw. Über die vielfältigen Friedensbemü-
hungen der kurdischen Seite kann man sich z.B. informieren
über die Website der „Informationsstelle Kurdistan“. scr

Innenminister streiten nicht mehr über
das Ob, sondern nur noch über das Wie
einer solchen Schlussstrichregelung,
über die voraussichtlich die nächste
Innenministerkonferenz im November
entscheiden wird. Von dieser Regelung
könnten rund 15.000 in Niedersachsen
geduldete Flüchtlinge profitieren. Sie
leben bereits seit etlichen Jahren in
Deutschland und sind hier bestens in-
tegriert. Die Kinder und Jugendlichen
sind zumeist hier geboren oder seit frü-
hester Kindheit aufgewachsen. Der
Flüchtlingsrat befürchtet,dass noch vor
dem Beschluss einer Bleiberechtsrege-
lung zahlreiche Flüchtlinge, die unter
die Regelung fallen würden, zuvor ab-
schoben werden. Nds. Flüchtlingsrat

30. August: Gedenktag für die 
Todesopfer in Abschiebungshaft
DARMSTADT. Anlässlich des Gedenktags
für die Todesopfer in Abschiebungshaft
am 30. August fordern Interkultureller
Rat und PRO ASYL die große Koalition
auf, ihre Pläne zur weiteren Verschär-
fung der Abschiebungshaft aufzugeben.
Auf europäischer und nationaler Ebene
versuche die Bundesregierung zur Zeit,
die inhumane Praxis des Abschiebe-
haftvollzugs in Deutschland festzu-
schreiben und durch die Schaffung neu-
er Haftgründe noch zu verschärfen.
Nach Angaben der Antirassistischen Ini-
tiative Berlin haben sich in den Jahren
1993 bis 2005 insgesamt 49 Menschen in
Abschiebungshaft das Leben genom-
men, fast 400 weitere einen Selbst-
mordversuch unternommen oder sich
selbst in der Abschiebungshaft verletzt.
PRO ASYL und der Interkulturelle Rat
lehnen die Inhaftierung von Menschen
ausschließlich zur Sicherung der vorge-
sehenen Abschiebung deshalb grund-
sätzlich ab.www.interkultureller-rat.de

Keine Ausreden mehr 
DÜSSELDORF. Unter der Devise „Keine
Ausreden mehr!“ startete das Eine-

Welt-Netz-NRW beim NRW-Fest am
26.8.06 eine Kampagne für die Umset-
zung der UNO-Milleniumsziele. Alle
UNO-Staaten haben sich verpflichtet,
die weltweite Armut bis zum Jahre 2015
zu halbieren. Doch die Umsetzung die-
ses ehrgeizigen Zieles droht zu schei-
tern. In Afrika steigt die Zahl der Men-
schen, die von weniger als einem Dollar
täglich überleben müssen. Die reichen
Länder sind weit von ihren Verspre-
chungen entfernt. Deutschland hinkt
ebenfalls weit hinter den gesteckten
Zielen her. Die Landesregierung hat die
Zuschüsse für die lokale Eine-Welt-Ar-
beit um 80% gekürzt. Die FDP verlangt
die Unterstützung vollständig einzu-
stellen. Ihr Fraktionschef Papke be-
zeichnet sie als „Irrsinnsprojekt“.

www.bewegungsecho.de

Landwirtschaftsministerium zensiert
Berliner Bio-Einkaufsführer
BERLIN 24.8.06. Der neue Bio-Einkaufs-
führer für Berlin-Brandenburg musste
ohne eine Anzeige der Initiative „Save
our Seeds“ zur Reinhaltung des Saat-
guts von Gentechnik erscheinen. „Save
our Seeds ersatzlos streichen“, lautete
die lapidare Anweisung des Bundesmi-
nisteriums für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (BMELV)
an den Herausgeber, die „Förderge-
meinschaft Ökologischer Landbau Ber-
lin und Brandenburg“ (FÖL). Das Mi-
nisterium ko-finanziert die Informa-
tionsbroschüre, von der 700.000 Exem-
plare verteilt werden, und machte die
Druckfreigabe von der Zensur abhän-
gig. Bisher müssen nach EU-Recht jeg-

liche gentechni-
schen Verunreini-
gungen von Saatgut
gekennzeichnet wer-
den. „Save our Se-
eds“ setzt sich dafür
ein, dass dies so
bleibt und wird da-
bei von über 200.000
Menschen und 300

Organisationen in ganz Europa unter-
stützt. www.saveourseeds.org

Landwirte im Staatsschutz-Visier
MÜNCHEN. 23.8. Wegen eines Mini-Pro-
testes gegen die „Grüne Gentechnik“
ermittelt der Staatsschutz gegen Land-
wirte – und mehr als zwei Monate nach
dem Vorfall sind mehrere Ermittlungs-
verfahren noch nicht eingestellt. Es war
eine ganz kleine Spontan-Kundgebung,
zu der sich einige Bauern am Rande ei-
ner CSU-Veranstaltung des Kreisver-
bands Ebersberg am 29. Mai entschlos-
sen. Sie hielten Transparente etwa mit
der Aufschrift „Wir wollen keine Gen-
technik. Papst Benedikt steht hinter
uns“ in die Höhe und diskutierten mit
Teilnehmern der CSU-Veranstaltung.

www.keine-gentechnik.de

Bundesweiter Gebührenboykott
BOCHUM. Während des Summercamps
an der Freien Uni Bochum vom 25. bis
27.8. fand das erste bundesweite Treffen
zur Planung und Durchführung des Ge-
bührenboykotts statt. Anwesend waren
ebenso Vertreter des Aktionsbündnis ge-
gen Studiengebühren (ABS) und des
freien zusammenschlusses der studen-
tInnenschaften (fzs). Weiterhin wurde
besprochen, im Vorfeld verstärkt auch
um die Unterstützung anderer gesell-
schaftlicher Gruppen, wie Schülerver-
tretungen und Gewerkschaften zu bit-
ten, da die Hochschulen gegen eine sol-
che konzertierte Aktion massiv Druck
ausüben werden. Neben einer Mobili-
sierungsphase von Oktober bis Dezem-
ber soll die heiße Phase von Januar bis
März laufen. Neben der gemeinsamen
Planung bereiteten die Teilnehmer eine
Grundsatzerklärung vor und beschlos-
sen, eine Boykott-Zeitung herauszuge-
ben, die gemeinsam mit der ABS-Mas-
senzeitung zu Beginn des Wintersemes-
ters erscheinen wird. Außerdem wurde
eine bundesweite Plakatkampagne ent-
worfen. www.abs-bund.de
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HAMBURG. Dem Diakonischen Werk kommt
das Verdienst zu, auf die Wohnungsnot ei-
ner wachsenden Bevölkerungsgruppe auf-
merksam gemacht zu haben.

Angesichts der Bevölkerungsentwick-
lung und der Zunahme der Haushalte
fehlen in Hamburg Wohnungen. Rech-
net man den Ersatz für Wohnungsab-
gang hinzu, ergibt sich bis 2020 ein Be-
darf an mindestens 100.000 neuen Woh-
nungen, das sind jährlich 5.600. Der
Mieterverein geht sogar kurzfristig von
einem Bedarf an jährlich 9000 Wohnun-
gen aus. In den letzten Jahren wurden
jedoch weniger als 3000 bis 4000 Woh-
nungen jährlich fertig gestellt, davon
nur zum Teil Mietwohnungen. Der un-
zureichende Wohnungsneubau ist einer
der Faktoren, der die Wohnungsnot an-
heizt und die Mieten nach oben treibt.

Für Menschen mit unterdurchschnittli-
chem Einkommen wird die Wohnsitua-
tion zunehmend problematisch. Marc
Meyer von „Mieter helfenMietern“
weist darauf hin1, dass der Anteil an
preisgünstigen Wohnungen am gesam-
ten Wohnungsbestand der Hansestadt
binnen zwei Jahren bei Nettokaltmieten
unter 5 Euro um 20%, bei Mieten unter
6 Euro um ca. 12% gesunken ist. Gab es
in Hamburg in den 70er Jahren noch
400.000 Sozialwohnungen – das waren-
über 50% aller damaligen Wohnungen  
–, waren es im letzten Jahr gerade noch
130.365 oder 14,9% an allen Wohnun-
gen.Von diesen gut 130.000 Sozialwoh-
nungen fällt jede vierte bis 2010 aus der
Sozialbindung, in besonders armen
Vierteln wie Veddel sogar bis zu 40%.
Angesichts dessen nimmt sich die jetzt
verkündete „Wohnungsbauoffensive“,

die der Senat zusammen mit dem Ver-
band Norddeutscher Wohnungsbau-
unternehmen (VNW) und dem Landes-
verband freier Immobilien und Woh-
nungsunternehmen gestartet hat, mehr
als nur bescheiden aus. Danach sollen
2006/2007 2000 Wohnungen zu günsti-
gen Konditionen insbesondere für jun-
ge Familien bereitgestellt werden. Der
Vertreter der VNW kündigte an, dass in
diesem Zusammenhang 800 Wohnun-
gen überwiegend in genossenschaftli-
chem Eigentum gebaut werden sollen,
deren Nettokaltmieten aufgrund der öf-
fentlichen Förderung im Bereich von
7,50 bis 8,50 Euro liegen sollen. Dage-
gen ist wenig einzuwenden. Nur: Die
Wohnungsnot der zahlreichen Haushal-
te, die auch solche Mieten nicht zahlen
können, mindert das nicht, weil der Se-
nat praktisch nichts unternimmt, um

KÖLN. Kinder von Sozialgeldempfängern sind
in Nordrhein-Westfalen vom Eigenanteil an
Schulbüchern befreit. Eine Übergangsrege-
lung stellte das zunächst auch für diejeni-
gen sicher, deren Eltern aus der Sozialhilfe
in das Arbeitslosengeld II fielen. Entgegen
vollmundiger Wahlversprechungen hat Jür-
gen Rüttgers, Chef der schwarz-gelben Lan-
desregierung in Nordrhein-Westfalen, nun
die Landeszuschüsse gestrichen und den
Schwarzen Peter den notorisch unterfinan-
zierten Kommunen zugespielt. Sie müssen
jetzt selbst entscheiden, ob Kinder von Ar-
beitslosen vom Eigenanteil befreit sind – und
dürfen diesen dann auch zahlen.

Bisher konnten sich nordrhein-westfä-
lische Städte kaum dazu durchringen:
Bochum ist eine Ausnahme. In einem
Ratsantrag forderte die Fraktion Die
Linke.Köln das auch für Köln – recht-
zeitig vor den Schulferien. Die Fraktio-
nen von SPD,Grüne und sogar von CDU
hielten das Anliegen der Linken für so
wichtig, dass sie dem Antrag spontan
zustimmten – allerdings mit der Maß-
gabe, ihn im Zusammenhang mit der
kommenden Haushaltsplanung zu be-
handeln. Immerhin.

Die Ferien kamen und damit auch die
Ratsferien.Die Verwaltung aber blieb in
dieser Zeit nicht untätig. Sie nahm den
Antrag als Auftrag der Politik ernst und

prüfte und prüfte. Das Ergebnis, so
konnte man in der Zeitung nach den
Sommerferien lesen, sollte eine Dring-
lichkeitsentscheidung sein, die Ober-
bürgermeister Fritz Schramma persön-
lich in die Ratssitzung am 29. August
einbringen wollte. Der Oberbürger-
meister als Speerspitze der Linken? Es
wird wohl mehr der Druck der Schulen
und Eltern sein, der den Oberbürger-
meister dazu bewogen hat, sich um die
Umsetzung des mit großer Mehrheit
vom Rat beschlossenen Antrags der

Fraktion Die Linke.Köln zu kümmern.
Nachdem die Presse diese Nachricht

begeistert aufgegriffen hatte, gab es
wohl leichte Irritationen beim Ober-
bürgermeister. Zweifelte seine Rechte
an dem,was seine Linke eigentlich woll-
te? Schnell griffen SPD und Grüne im
Schulausschuss zur Feder und teilten
just vor Beginn der Sitzung am 14. Au-
gust einen Antrag aus: „Schulbücher für
alle Kinder in Köln“. Die Verwaltung
wird darin aufgefordert, „gemeinsam
mit den Schulen kurzfristig zu prüfen,

Dran bleiben lohnt sich …

„Ein Recht auf Bildung und Lernmittel – auch für

. . . die im Dunkeln sieht man nicht

Hamburg boomt –Wohnungsnot wächst

1 Marc Meyer, Sozial Benachteiligte auf dem Hamburger Wohnungsmarkt, in: Diakonisches Werk Hamburg, Mehr als ein Dach über dem Kopf, Wohnungs-
politische Eckpunkte, 2006. Die informative Broschüre kann bestellt werden bei: Diakonisches Werk,Fachbereich Migration und Existenzsicherung, Kö-
nigstr. 54, 22767 HH, oder von der Homepage heruntergeladen werden: www.diakoniehamburg.de –Menüpunkt Publikation
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In den armen Stadtteilen sind die Wohnun-
gen meist zu eng, schlecht ausgestattet,
überbelegt und deshalb oft verwohnt; viele
Wohnungen wurden in den ersten Jahren und
Jahrzehnten nach 1945 gebaut, ihre Sub-
stanz ist inzwischen oft schlecht.

wie sichergestellt werden kann, …“ Mit
allen Schulen?? Das war sogar der CDU
zu viel. Sie wollte nicht prüfen, sondern
„sicherstellen“,und zwar „kurzfristig“.
Vergeblich versuchte der Stadtdirektor
Guido Kahlen zu vermitteln. SPD und
Grüne blieben bei ihrem Prüfantrag.
Mit Mehrheit.

Und wenn sie nicht gestorben ist, die
Verwaltung – und Verwaltungen sterben
nie – dann prüft sie noch immer.
Nachtrag: 
Märchen gehen bekanntlich gut aus.
Tapfere Ritter aus der Verwaltung be-
freiten die Prüfer aus der undurch-
dringlichen Dornenhecke der Prüfauf-
träge und sorgten für eine Dringlich-
keitsentscheidung. Der Beschluss: Für
alle Schülerinnen und Schüler, die zum
Personenkreis der Empfängerinnen und
Empfänger von Leistungen nach dem
SGB II,SGB VIII und AsylbLG gehören,
werden für das Schuljahr 2006/07
Schulbücher zur Verfügung gestellt.Für
sie werden Lernmittelkosten bis zu
200.000 Euro berücksichtigt. Ein Weh-
mutstropfen: Diejenigen Empfänger
von ALG II u. a., die ihre Bücher bereits
gezahlt haben, erhalten ihr Geld nicht
zurück. Michael Kellner

Aus: Platzjabbeck Nr. 5, August 2006,  Zeitschrift
der Fraktion Die Linke.Köln im Rat 

Am Samstag, 19. August, fand das
bundesweite Treffen des Aktionsbünd-
nis Sozialproteste (ABSP) in Braun-
schweig statt. Edgar Schu von dem Ver-
netzungsbüro des ABSP erklärt: „Der
Beschluss des DGB-Bundesvorstandes
für eine Dachkampagne gegen die un-
soziale Politik der Bundesregierung be-
endet endlich die Abwartehaltung der
Gewerkschaften. Gesellschaftliche Al-
ternativen zu Hartz IV und der Umver-
teilungspolitik zugunsten der transna-
tionalen Unternehmen und den Ein-
kommensmillionären gibt es. Ohne eine
breite Mobilisierung der Gesellschaft
werden wir die gewollte Demontage der
sozialen Sicherungssysteme in dieser
Bundesrepublik nicht stoppen, ge-
schweige denn mehr gesellschaftliche
Solidarität durchsetzen.“ Ohne gesetz-
lich fixierte Mindestlöhne und eine ar-
mutsfeste und repressionsfreie Grund-
sicherung stünden sie vor der Perspek-
tive einer Altersarmut.

Diese Republik brauche den Ausbau
des solidarischen Gesundheits- und Bil-
dungswesen und nicht deren Umwand-
lung in neue Märkte.

Der neue „Maßnahmenstaat“
schränkt in erschreckender Weise
Grundrechte von Bürgern ohne Er-
werbsarbeit ein. Die Bundesagentur für
Arbeit entwirft gerade eine „Erreich-
barkeitsanordnung“, welche die alte
rechtliche Regelung des täglichen
Blicks in den Briefkasten außer Kraft
setzen soll. In einem neuen Merkblatt
der Bundesagentur für Arbeit wird von
Erwerbslosen verlangt, dass sie an
Werktagen sowohl persönlich als auch
postalisch erreichbar sein müssen. Soll-
te jemand sich an einem anderen Ort
aufgehalten haben,ohne dass er die An-
schrift weiter gegeben hat, muss er mit
bis zu 100%igen Leistungskürzungen
rechnen,„unter Umständen auch für die
Vergangenheit“. Werden Erwerbslose
Weiterbildungen in Wuppertal für un-
abhängige Alg II-Beratung von der
Agentur genehmigt bekommen?

Die Agenturen schaffen sich neue Re-
pressionsgründe, um über Sanktionen
indirekt die Kosten der sozialen Grund-
sicherung zu senken. Mit der „Resi-
denzpflicht“ wurde die Bewegungsfrei-
heit der Asylbewerber/innen in der
Bundesrepublik eingeschränkt. Das
gleiche Instrumentarium der Ein-
schränkung sozialer und freiheitlicher
Rechte wird jetzt auf die Bevölkerungs-
gruppe der Erwerbslosen und der Men-
schen mit einer ergänzenden Grundsi-
cherung übertragen.

Die Agenturen für Arbeit werden da-
mit rechnen müssen, dass diese Ein-
schränkung von Grundrechten durch
die Menschen, welche die Wirtschaft zu
„Überflüssigen“ erklärt hat, so nicht
hingenommen wird.

Deshalb wird es in der Woche vor den
Demonstrationen am 21.10.06 eine Viel-
zahl von widerständigen Aktionen der
Sozialproteste geben.

Am 7.September wird es ein Gespräch
von verschiedenen Vertreter/innen und
Gruppen aus den bundesweiten Sozial-
protesten mit Vertreter/innen des DGB-
Bundesvorstandes geben, bei dem die
verschiedenen Kampagnen aufeinan-
der abgestimmt werden und über die
Möglichkeiten einer übergreifenden
Mobilisierung bis in das nächste Früh-
jahr hinein diskutiert wird.

Auch zu dem „Sternmarsch“ der
MLPD-nahen bundesweiten Montags-
demonstration am 16.9. in Berlin wur-
de bei dem bundesweiten Treffen des
ABSP eine Position gefunden:

Das ABSP wird als bundesweites
Netzwerk nicht dazu aufrufen. Je nach
Beschlusslage werden dennoch einzelne
lokale Initiativen und regionale Zu-
sammenschlüsse am 16.9. in Berlin prä-
sent sein.

In den einzelnen Regionen beginnen
die Aktivist/innen des bundesweiten
Netzwerkes nun mit dem Erstellen von
Mitfahrlisten für die Großdemonstra-
tionen am 21. Oktober.

www.die-soziale-bewegung.de

Kino-Clip: Keine Zwangsumzüge
nach Hartz IV

BERLIN. Mit einem Kinoclip will die
Kampagne gegen Zwangsumzüge be-
troffenen ALG II-EmpfängerInnen
Mut machen und Solidarität organi-
sieren.Wer vom Jobcenter zum Auszug
aus seiner Wohnung gezwungen wird,
kann sich in Berlin an die kostenlose
Notruftelefonnummer 0800/2727278
wenden.
Mit dem Trailer,der seit August in Ber-

liner Kinos zu sehen ist, soll zum einen
die Notruftelefonnummer bekannt ge-
macht werden, zum anderen geht es
den MacherInnen um die Andeutung
solidarischer Gegenwehr.
„Jeder Zwangsumzug ist ein sozial-

politischer Skandal. Die Verdrängung
aus der eigenen Wohnung ist der Gip-
fel der Hartz IV-Zumutungen. Die De-
mütigungen von Betroffenen müssen
ein Ende haben“, so eine Sprecherin
des Bündnisses.

www.gegen-zwangsumzuege.de/

Nach DGB-Beschluss für eine Dachkampagne gegen die unsoziale Politik 

Sozialproteste beginnen Mobilisierung für
Großdemonstrationen am  21. Oktober 2006

die genannten Verluste an preiswertem
Wohnraum auch nur annähernd zu
kompensieren. Hier müsste eine vom
Leitbild der Solidarität getragene Woh-
nungspolitik ansetzen, für die die vom
Diakonischen Werk formulierte Kritik
einen Anstoß gibt. scc

Arbeitslose“
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Privatisierungs-Option führt zu Ge-
bührenerhöhung: DÜSSELDORF. Die Ab-
wassergebühren könnten drastisch
steigen,wenn das Land NRW seine Plä-
ne für die bevorstehende Novelle des
Landeswassergesetzes umsetzt. Da-
rauf hat der Hauptgeschäftsführer des
Städte- und Gemeindebundes NRW,
Dr. Bernd Jürgen Schneider, in Düssel-
dorf anlässlich einer Anhörung hinge-
wiesen, die das Ministerium für Um-
welt,Naturschutz,Landwirtschaft und
Verbraucherschutz unter Beteiligung
des Umweltauschusses des Landtages
veranstaltet hat. Bisher ist die Abwas-
serbeseitigung in kommunaler Regie
von der Umsatzsteuer befreit – ein Um-
stand, den auch die Große Koalition in
Berlin laut Koalitionsvertrag beibe-
halten will.„Wenn im kommenden Jahr
die Umsatzsteuer von 16 Prozent auf 19
Prozent erhöht wird, steigen im
schlimmsten Fall auch die Abwasser-
gebühren in diesem Umfang, sofern die
Abwasserbeseitigung nicht in kommu-
naler Verantwortung bleibt“, betonte
Schneider. Wenn die Bürgerinnen und
Bürger nicht mit diesen Steuern belas-
tet werden sollten, dürfe das Land die-
sen Wettbewerb erst gar nicht eröffnen.
Es bestehe auch gar kein Anlass zur
Privatisierung, Städte und Gemeinden
in Nordrhein-Westfalen hätten in der
Vergangenheit erstklassige Arbeit auf
dem Gebiet der Abwasserbeseitigung
geleistet und würden dies auch in Zu-
kunft tun. Auch von einem Sanierungs-
oder Investitionsstau im kommunalen
Kanalnetz könne keine Rede sein. Die
Privatisierungsoption, so Schneider,
schaffe zusätzliche rechtliche und
praktische Probleme. Denn die Kom-
munen müssten letztlich als Ausfall-
bürge für den Privatunternehmer ein-
stehen. In diesem Zusammenhang ver-
wies Schneider auf die Erfahrungen
anderer Bundesländer. Sachsen und
Baden-Württemberg favorisierten eine
Privatisierungsmöglichkeit, suchten
aber seit fast zehn Jahren nach einer
Lösung für die Folgeprobleme.

www.kommunen-in-nrw.de

Umzugswelle gebremst: BOCHUM. An-
gesichts der drohenden persönlichen
Dramen hatte die Linke.PDS-Fraktion
vor der Sommerpause das Thema
Zwangsumzüge auf die Tagesordnung
des Sozialausschusses gesetzt: „1400
Haushalte hatten bis Mitte Januar eine
Aufforderung zu Kostensenkung erhal-
ten. Entsprechender ,angemessener‘
Wohnraum steht in Bochum aber of-
fensichtlich nicht in ausreichendem
Maß zur Verfügung.Wir haben daher 3
Anträge an den Sozialausschuss ge-
stellt: Menschen, die nachgewiesener-
maßen innerhalb der Halbjahresfrist
keine ,angemessene‘ Wohnung finden
konnten, wird ein Aufschub von 6 Mo-

naten gewährt. Die Richtgröße zur Be-
messung der Angemessenheit sollte um
5 qm erhöht werden. Und schließlich
haben wir einen Beratungsgutschein
für diejenigen, die eine Aufforderung
zur Kostensenkung erhalten, für den
Mieterverein gefordert. Obwohl unsere
Anträge seit über 6 Wochen vorlagen,
sahen die anderen Parteien offensicht-
lich keinen Handlungsbedarf.SPD und
Grüne legten erst zur Sitzung einen
Änderungsantrag vor. Darin waren
Forderungen enthalten, die wir bereits
im Herbst letzten Jahres (im Falle des
erzwungen Umzugs z.B. die Übernah-
me doppelter Mietzahlungen) gestellt
hatten, die damals aber  allesamt ohne
Diskussion abgelehnt wurden. Jetzt
haben sie diese Forderungen in ihre Än-
derungsanträge übernommen. Die To-
leranzschwelle wurde von 40 auf 50
Euro erhöht. Das heißt: Liegt die Mie-
te nicht mehr als 50 Euro über der An-
gemessenheitsgrenze, erfolgt keine
Aufforderung zur Kostensenkung.“
Der Bedarf an einem von der ARGE un-
abhängigen Beratungsangebot wurde
allgemein anerkannt.Das breite Bünd-
nis gegen Zwangsumzüge und das gro-
ße Medieninteresse haben mit dazu bei-
getragen, dass sich die anderen Par-
teien genötigt sahen, Kompromisse
einzugehen. Die Linke.PDS-Bochum

MVV-Konzern will Stadtwerke zerstü-
ckeln: KIEL. Von einigen Stadtvertre-
tern war Anfang des Jahres der weite-
re Verkauf von Anteilen der Stadt Kiel
an den Mannheimer Energieversorger
(MMV) erwogen worden. Damit sollten
die wachsenden Haushaltsdefizite ab-
gemildert werden. Ganz anders sieht
das allerdings das Bündnis Kielwasser
(die Kieler Attac-Arbeitsgruppe).
Auch von Kollegen der Stadtwerke,von
Betriebsratsmitgliedern und von ver.di
hört man Protest. Es ist seit längerem
bekannt, dass der MVV-Konzern den
Kieler Betrieb ausschlachten möchte.
Die bisher unter einem Dach fungie-
renden Aufgaben- und Geschäftsfelder
sollen in den bundesweiten MVV-Kon-
zern in Form von neuen GmbHs ausge-
gliedert bzw. ausgegründet werden.
Dadurch können dann Tätigkeitsberei-
che in andere Orte ausgelagert werden,
mit dem Ziel des Arbeitsplatzabbaus.
Bisherige Aufgaben der Stadtwerke in
Erzeugung, Netz, Service, Abrechnung
und Handel will der Konzern in ande-
re Stützpunke des Konzerns verlagern.
Die bisher unter einem Dach fungie-
renden Aufgaben- und Geschäftsfelder
sollen in den bundesweiten MVV-Kon-
zern in Form von neuen GmbHs ausge-
gliedert bzw. ausgegründet werden.
Dadurch können dann Tätigkeitsberei-
che in andere Orte ausgelagert werden,
mit dem Ziel des Arbeitsplatzabbaus.
Bisherige Aufgaben der Stadtwerke in

Erzeugung, Netz, Service,
Abrechnung und Handel
will der Konzern in andere
Stützpunkte des Konzerns ver-
lagern. Auszug aus: Linx, 

Sozialistische Zeitung für Kiel

Linkspartei und WASG fechten Magis-
tratswahlen an. MAINTAL/HESSEN. Der
Stadtverordnete Klaus Seibert aus
Maintal (Wahlalternative Maintal – So-
ziale Gerechtigkeit, WAM) hat mit
Unterstützung der hessischen Landes-
verbände von WASG und Linkspartei
eine Klage beim Verwaltungsgericht
Frankfurt eingereicht. Ziel der Klage
ist es, die Wahl der ehrenamtlichen
Stadträte in Maintal für ungültig er-
klären zu lassen. Die ehrenamtlichen
Stadträte stellen in Hessen zusammen
mit den hauptamtlichen Stadträten
den Gemeindevorstand bzw.Magistrat,
der die Gemeindeverwaltung organi-
siert.Der Magistrat wird vom Kommu-
nalparlament gewählt. Die Klage hat
landesweite Bedeutung, weil auch die
Wahlen der ehrenamtlichen Stadträte
in anderen hessischen Städten nach
demselben Verfahren erfolgt sind:
Durch die unzulässige Einreichung ei-
nes gemeinsamen Wahlvorschlags von
SPD,Grünen und FDP bei der Wahl der
ehrenamtlichen Stadträte Maintals
wurde die WAM um einen möglichen
Sitz im Magistrat der Stadt Maintal ge-
bracht. Es geht bei der Klage nicht in
erster Linie um einen Sitz mehr oder
weniger im Magistrat einer hessischen
Stadt. Vielmehr soll erreicht werden,
dass die undemokratische Ausgren-
zung und Benachteiligung der linken
Fraktionen in den Kommunalparla-
menten beendet wird. Infos: Achim-
Kessler@Die-Linke-Hessen.de, ola

Gemeinsame Plattform von Linkspar-
tei und WASG. FRANKFURT/M. Links-
partei und WASG haben eine neue ge-
meinsame Vereinigung gegründet, die
„den Übergang zur angestrebten bun-
desweiten neuen Linkspartei in Frank-
furt gestalten soll“.Eine Voraussetzung
für diesen Schritt war die erfolgreiche
gemeinsame Kandidatur als Wähler-
vereinigung DIE LINKE.WASG zu den
Kommunalwahlen im März.Die Frank-
furter Mitglieder von Linkspartei und
WASG gehören automatisch der Verei-
nigung an, soweit nicht widersprochen
wurde. Außerdem können auch partei-
lose Linke beitreten. Die politische
Grundlage stellt das gemeinsame
Kommunalwahlprogramm dar.
In der Präambel, heißt es u.a., dass
„eine Vernetzung mit den sozialen Be-
wegungen, politischen und kulturellen
Initiativen und NGOs in der Stadt an-
gestrebt“ wird.

www.frankfurter-linke.net, ola
Zusammenstellung: ulj

Kommunale Politik
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Vor zwei Monaten sind die Pläne der Al-
lianz-Vorstände bekannt geworden,wie
sie den Konzern umbauen wollen: Auf-
gaben sollen zentralisiert , zahlreiche
Standorte geschlossen und ca.6.000 Be-
schäftigte auf die Straße gesetzt werden
– und das bei 4,4 Milliarden Gewinn im
Jahr 2005 und erwarteten 6 Milliarden
(!) Euro Nettogewinn in diesem Jahr.
Zusätzlich müssen Tausende Beschäf-
tigte in der Republik umziehen: Von
Köln nach Hamburg, von Hamburg
nach Leipzig usw. Behauptet wurde,
diese Maßnahmen seien nötig, um den
Verlust weiterer Marktanteile zu ver-
hindern. Das ist eine dreiste Lüge: Von
14,4 % im Jahr 2001 hat die Allianz ih-
ren Anteil am bundesdeutschen Versi-
cherungsgeschäft auf 16,3 % in 2005 ge-
steigert. Die Gründe für die massiven
Angriffe des Allianz-Vorstandes auf die
Beschäftigten sind andere.

Die angekündigten Schritte sind die
sichtbare Spitze einer Entwicklung, die
inzwischen viele bundesdeutsche und
europäische Versicherungskonzerne
planen bzw. schon vollziehen. Hinter-
grund ist einmal die finanzielle Erho-
lung der Konzerne,nachdem sie im Bör-
sencrash 1999/2000 viel Geld verloren
hatten. Inzwischen sind die Kriegskas-
sen wieder gut gefüllt, mit denen sie die
aktuellen Umbaumaßnahmen und wei-
tere Übernahmen in großem Stil bezah-
len können. Nicht zuletzt dienen An-
kündigung und Durchsetzung von Per-
sonalabbau der Steigerung des Börsen-
wertes der jeweiligen AG.

Auf der Tagesordnung steht der Auf-
bau von Finanz-Konzernen,die im Welt-
maßstab ganz oben mitspielen. Seit den
90er Jahren hat es bereits zahlreiche
Neuordnungen, Kooperationen, Über-
nahmen und Fusionen gegeben: Z.B. die
Gründung des ERGO-Konzerns durch
die Münchner Rück, bei der die Versi-
cherungen Hamburg-Mannheimer,Vic-
toria, DKV-Kranken und DAS-Rechts-
schutz zusammengelegt wurden,
das Zusammengehen von Signal-
und Iduna-Versicherung in ei-
nem Gleichordnungskonzern,die
Übernahmen von Colonia- und
Albingia-Versicherung durch die
französische AXA oder die Über-
nahmen von Aachen-Münchner
sowie der Volksfürsorge durch die
italienische Generali. Bei diesen
Aktionen sind schon zahlreiche
Arbeitsplätze vernichtet worden
– wenn auch nicht in dem Um-
fang,der jetzt geplant ist.So wur-
den z.B. die jeweiligen Datenver-
arbeitungs- oder Vermögensver-
waltungen zusammengelegt und
in eigene Gesellschaften ausgela-

gert. Die Strukturen der fusionierten
oder übernommenen Versicherungsge-
sellschaften selbst blieben dagegen oft-
mals weitgehend erhalten. U.a. deshalb
ist die Gesamtzahl der bundesweit in
den Versicherungen im Innendienst Be-
schäftigten in den vergangenen Jahren
nur relativ langsam auf gut 200.000 zu-
rückgegangen.

Jetzt planen neben der Allianz auch
der Talanx-Konzern, die Axa – mit der
Übernahme des Gerling –, die Generali
und andere,ihre Konzerne komplett neu
durchzuorganisieren. Die Verwaltungen
der jeweiligen Tochtergesellschaften
sollen zusammengelegt und ‚gestrafft’
werden. Angeblich sind 70 bis 80 Pro-
zent der Abläufe in Versicherungen
standardisierbar,die dann in sogenann-
ten ‚Versicherungsfabriken’ zentral be-
arbeitet werden können. Die Konzerne
haben allein für die nächsten zwei Jah-
re einen Personalabbau von mehr als
20 000 Beschäftigten angekündigt. Ne-
ben der Allianz mit 5 000 geplanten
Entlassungen will die Talanx 1 800 Leu-
te rauswerfen, der ERGO-Konzern
ebenfalls 1 800, die Aachen-Münchner
mit der Volksfürsorge 1 000, die Swiss
Re: 2 000, die Zürich-Gruppe: 1 000, W
& W (Württembergische + Wüstenrot):
750 in der Versicherungssparte, DBV
Winterthur: 550. Die Reihe ließe sich
mühelos fortsetzen.

Nach dem ersten Schock organisieren
sich die Beschäftigten zunehmend. Vor
allem im Allianz-Konzern haben die
Kolleg/innen in den letzten Monaten
vielfältige Widerstandsaktionen, De-
monstrationen und Warnstreiks durch-
geführt. Seit Oktober 2005 haben z.B.
die Allianz-Beschäftigten in Hamburg
mehrere Demonstrationen mit guter Be-
teiligung und großer Öffentlichkeits-
wirkung und auch immer wieder klei-
nere Aktionen – wie z.B. Mahnwachen –
durchgeführt. Aber auch an Orten, in
denen Allianz-Beschäftigte sich bisher

kaum an Tarif-Aktionen beteiligt ha-
ben, finden inzwischen Streiks für den
Erhalt der Arbeitsplätze statt. Der ge-
werkschaftliche Organisationsgrad
entwickelt sich überall.

Ein kleiner Höhepunkt war der Alli-
anz-Aktionstag am 31. Juli 2006. An 11
Standorten haben über 4.000 Beschäf-
tigte gestreikt oder warngestreikt.Eini-
ge Teilnehmer/innen-Zahlen: Stuttgart:
1.000 (Ganztagesstreik), Köln: 1.000
(Halbtagesstreik), Dortmund: 250
(Ganztagesstreik), Hamburg: 400
(Warnstreik) u.v.a.In den Städten,in de-
nen Allianz-Niederlassungen geschlos-
sen werden sollen, werden breite Bünd-
nisse gesucht. Hier sind z.B. Köln und
Frankfurt mit dem angekündigten Ver-
lust von jeweils mehr als 1.000 Arbeits-
plätzen besonders betroffen.

Im Talanx-Konzern ist vor allem die
übernommene Gerling-Versicherung
von geplanten Entlassungen betroffen.
Hier haben die Beschäftigten u.a. in
Wiesbaden am 28. Juli einen ersten Ak-
tionstag durchgeführt.Wie erst vor we-
nigen Wochen bekannt wurde, soll die
Hautverwaltung der Aspecta-Versiche-
rung (Talanx-Konzern) mit 420 Be-
schäftigten in Hamburg komplett dicht
gemacht werden. Hier haben erste
Kundgebungen stattgefunden.

Um die Umbaupläne der Konzerne
mit ihrer rabiaten Abbaupolitik ernst-
haft unter Druck zu setzen, können die-
se Aktionen nur erste Schritte sein. Die
Gewerkschaft ver.di arbeitet an einer
Vernetzung der Widerstandsaktionen in
den Konzernen wie auch in den Regio-
nen.So findet am 14.September ein Ak-
tionstag aller Hamburger Versiche-
rungsbeschäftigten gegen die Entlas-
sungswelle in den Versicherungen statt.
(In Hamburg sollen von z.Z.noch 23.000
Versicherungsbeschäftigten in zwei
Jahren über 2.000 entlassen werden.)
Eine bundesweite Aktionsplanung ist in
Vorbereitung. (res)

Am 31. Juli hat ein bundeswei-
ter Aktionstag mit Warnstreiks
in zahlreichen Allianz-Nieder-
lassungen stattgefunden. In
Hamburg haben sich über 400
Allianz-Beschäftigte aus Ham-
burg und Bremen an einem
zweistündigen Warnstreik be-
teiligt. Wegen der Hauptur-
laubszeit war die Hamburger
Allianz damit fast vollständig
bestreikt. Weitere Warnstreiks
fanden in Köln, Dortmund,
Stuttgart, Karlsruhe, Aachen
und Ulm statt, an denen sich
insgesamt mehrere tausend
Beschäftigte beteiligten.

Trotz Gewinnen in Milliardenhöhe: 

Versicherungen wollen 20.000 Stellen abbauen
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G ÖTTINGEN. So die Überschrift einer Mel-
dung in der „Hannoverschen Allgemei-

nen Zeitung“ vom 25.8.06. In der Meldung
wird berichtet, dass Mitarbeiter des Lan-
deskrankenhauses (LKH) Tiefenbrunn Kauf-
interessenten der Klinik den Zugang zur Kli-
nik versperrt haben. „Vertreter des Schwei-
zer Klinikkonzerns Ameos, die am 24.8.06
das Landeskrankenhaus Tiefenbrunn bei
Göttingen besichtigen wollten, hatte die Be-
legschaft die Einfahrt versperrt“. ‚Sie sind
hier nicht erwünscht‘ und ‚Adios, Ameos‘
riefen die rund 70 Demonstranten. Ein Ver-
treter des Sozialministeriums ließ daraufhin
die Polizei rufen. Nach ergebnislosen Ge-
sprächen mit den Demonstranten verzichte-
te die Delegation des Klinikkonzerns darauf
unter Polizeischutz die Klinik zu begehen.

Der Protest gegen die Privatisierung
und den Verkauf der LKHs hat eine lan-
ge Geschichte.Unmittelbar nach Regie-
rungsantritt der CDU/FDP im Septem-
ber 2002 wurden erste Pläne laut über
Verkaufsabsichten der Landeskranken-
häuser in Niedersachsen. Der Protest
der Beschäftigten, unterstützt von
ver.di, konnte den Verkauf der LKH in
Niedersachsen nicht verhindern,im No-
vember 2005 wurde von der Landesre-
gierung der Beschluss gefasst, 8 von 10
LKH zu verkaufen und ein Bieterver-
fahren eingeleitet.

Der jetzige Protest richtet sich sowohl
gegen den Ablauf des Verfahrens als
auch konkret gegen Klinikkonzern
Ameos. „Im Raum Oldenburg soll der
Schweizer Konzern Ameos angeblich 20
Millionen Euro für eine Klinik geboten
haben, während der Psychiatriever-
bund (Bezirksverband Oldenburg, Kli-
nikum Oldenburg,Evangelisches Kran-
kenhaus Oldenburg, Ammerland-Kli-
nik Westerstede) 12 Millionen Euro ge-
boten hat. (lt.NWZ 9.8.06) Wie der Kon-
zern das viele Geld später wieder rein-
holen will, ist aus anderen Fällen be-
kannt. Bei der Übernahme des psychia-
trischen Krankenhauses Dr.-Heines-
Klinik in Bremen durch Ameos im Jah-
re 2004 wurde den MitarbeiterInnen
derart viel zugemutet, dass sie in wo-
chenlange Streiks getreten sind. Und im
Februar 2005 traten die Beschäftigten
erneut in einen drei Wochen langen
Streik gegen  die Ungleichbehandlung
von bisherigen Beschäftigten und Neu-
eingestellten. Der Versuch von Ameos
Streikbrecher aus anderen Kliniken
einzusetzen, scheiterte,“ berichtet das
„Göttinger Stadtinfo“.

Durch den Protest der Beschäftigten
in Tiefenbrunn ist das Bieterverfahren
in die Öffentlichkeit gerückt.

Das „Göttinger Stadtinfo“ informiert
weiter: „Zunächst hieß es: ‚Kirchen,
Kommunen und freie Träger können

… Die Ladenschlussausweitung wird
keine allgemeine, sondern punktuelle
Umsatzsteigerung schaffen und damit
Arbeitsplätze abbauen, und vor allem
Mittel- und Kleinbetriebe werden in zu-
nehmendem Maße in Konkurs gehen.
Die wirklichen Probleme des Thüringer
Einzelhandels liegen nicht in den Öff-
nungs- bzw. Schließvorschriften.
Durch ein ungezügeltes Wachstum an
Verkaufsraumfläche, einhergehend mit
sinkender Kaufkraft, wurden und wer-
den Probleme verursacht,die oftmals zu
Lasten der Beschäftigten ausgetragen
werden. Discounter, die fast den gesam-
ten Personalbestand durch geringfügig
Beschäftigte lösen und mittlerweile
auch voraussetzen, dass sog. „graue
Überstunden“ geleistet werden, aber
weiter expandieren, verstärken diesen
Trend noch. Das führt
zu ungehemmter Kon-
kurrenz bei weiter sin-
kender Kaufkraft.Was
werden Ihre gesetz-
lichen Maßnahmen
sein, um so etwas zu
verhindern? (…) 

Die Verschlechte-
rung der menschlichen
Bedingungen haben
neben ökonomischen auch negative ge-
sellschaftliche Auswirkungen, die sich
leider in den letzten Jahren sehr ver-
stärkt haben.(…) Politik,die den Schutz
der Familie, die Förderung des Wohler-
gehens und der Chancengleichheit von
Kindern sowie den Abbau der insbe-
sondere Frauen treffenden Doppelbe-
lastung durch Beruf und Familie wider
besseres Wissen und ohne Not ignoriert
– Shoppen rund um Uhr ist nicht le-
bensnotwendig – hat nicht nur ein
Glaubwürdigkeitsproblem, sondern
muss auch mit Reaktionen der Betrof-
fenen und ihrer Interessenvertretung
rechnen. (…) 

Immer wieder mit der gleichen Be-
hauptung, nämlich Umsatzsteigerung,
wurde 1989, 1996 und 2003 die Laden-
öffnung ausgeweitet, doch das Ergebnis
sind nicht mehr Arbeitsplätze, sondern

ist massiver Arbeitsplatzabbau. Allein
in den letzten 6 Jahren wurden 90.000
Arbeitsplätze im Einzelhandel abge-
baut und 713.000 Beschäftigte  sogar in
die geringfügige Beschäftigung ge-
drängt.

Neben der Öffnung der Läden an
Werktagen rund um die Uhr können
dann in Thüringen über die so genann-
te „Bedarfsgewerbeverordnungen“
nach dem Arbeitszeitgesetz Sonn- und
Feiertagsöffnungen unbegrenzt zuge-
lassen werden. Aufgrund konkreter Er-
fahrungen aus den letzten Jahren wis-
sen wir, dass damit der Prozess der
schrittweisen Aushöhlung der Sonn-
und Feiertagsruhe massiv beschleunigt
würde und kaum noch zu stoppen wäre.

Wir beobachten mit Sorge, wie auf-
grund des Drucks von großen Unter-

nehmen und von Ein-
kaufszentren die
Sondergenehmigun-
gen, die mit dem Sinn
des Ladenschlussge-
setzes wenig zu tun
haben, zunehmen.
Dringend nötig wäre
deshalb eine gesetzli-
che Präzisierung der
Ausnahmeregelungen

im Ladenschlussgesetz, um diesem
Missbrauch Einhalt zu gebieten.

Noch vor einem Jahr haben alle Par-
teien und Handelsverbände – auch die
Bundesregierung – erklärt, dass sie an
der Sonn- und Feiertagsruhe festhalten
wollen … Dass … ein Jahr nach Verab-
schiedung des verschlechterten Laden-
schlussgesetzes bereits diese Zusagen
Makulatur sind, empört uns tief.

Die Freigabe der Ladenöffnungszei-
ten ist nicht nur eine Beschädigung der
Beschäftigten, sie ist auch für die klei-
nen und mittelständischen Handelsbetr
…Vor allem der kleine innerstädtische
Handel und damit auch die Handels-
vielfalt wäre noch stärker beeinträch-
tigt und, auch das zeigt bereits die Ver-
gangenheit, vom völligen Aus bedroht.
Aber auch viele Tankstellen würden
Pleite gehen.

In einem offenen Brief (25.8.) fordert ver.di Thüringen von Landesregierung und Landtags-
fraktionen , das Ladenschlussgesetz der jetzigen Form zu erhalten. Es folgen Auszüge:

Erhalt  des Ladenschlussgesetzes  in  der jetzigen  Form !

WIE WOLLEN SIE DAS LADENSCHLUSSGESETZ

KONKRET REGELN? 

(1) Welche gesetzlichen Regelungen werden geschaf-

fen, die tatsächlich den Umsatz steigern lassen? 

(2) Welche gesetzlichen Maßnahmen werden geschaf-

fen, die verhindern, dass die damit wachsende Konkur-

renz dazu führt, dass noch mehr Unternehmen in Kon-

kurs gehen? 

(3) Welche gesetzlichen Maßnahmen werden geschaf-

fen, die alle Handelsunternehmen verpflichten, tarifli-

che Regelungen einzuhalten? 

(4) Welche gesetzlichen Maßnahmen werden verhin-

dern, dass die Einzelhandelsbeschäftigten nicht ohne

Berücksichtigung ihrer Lage, z.B. Familienbetreuung, in

die Nachtarbeit gedrängt werden können? 

(5) Welche gesetzlichen Maßnahmen werden Sie ein-

führen, die Arbeitsplatzabbau und Verdrängung in die

geringfügige und Teilzeitbeschäftigung verhindern?

In der Erwartung der Rückmeldung, des konkreten Gesetzentwurfes und Termin-
vorschlägen zur Anhörung verbleibe ich – mit freundlichen Grüßen, Angelo Lucif-
ero , ver.di Landesbezirksleitung, Thüringen, Jürgen Rieder Fachbereichsleiter 12
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Groß- und Außenhandelsver-
band fordert freie Bahn für 60-
Tonner! FAZ, Mi. 23.8.06. Der BGA
hat eine PkW-Maut von 3 bis 5 Cent je
Kilometer vorgeschlagen.So könne Per-
sonenverkehr von der Straße auf die
Schiene verlagert werden. Damit werde
dann Platz geschaffen, um das steigen-
de Transportaufkommen auf den deut-
schen Straßen zu bewältigen. Dazu
seien weder Bahn noch Binnenschiff-
fahrt in der Lage. Derzeit seien kaum
Lastwagen und weder Schiffe noch
Waggons für spontane Transporte zu be-
kommen. Riemann forderte deswegen
eine schnelle Entscheidung der Bundes-
regierung zur Zulassung von 60-Ton-
nen-Lastzügen, um das Wachstum im
Güterverkehr handhaben zu können.

BDA-Präsident strikt gegen Mindest-
löhne. Die Aufnahme der Gebäuderei-
niger in das Entsendegesetz müsse eine
Ausnahme bleiben, „damit nicht durch
die Hintertür des Entsendegesetzes ein
System gesetzlicher Mindestlöhne eta-
bliert wird“, erklärte Arbeitgeberpräsi-
dent D. Hundt. Der Präsident des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung, K. F. Zimmermann, sprach sich 
ausdrücklich gegen die Einführung ei-
nes Mindestlohns in der Zeitarbeits-
branche aus. Die vielen gering qualifi-
zierten Arbeitslosen hätten es dann
noch schwerer, Arbeit zu finden. Werde
der geltende Tarifvertrag mit 7 Euro
Mindestlohn im Westen und 6,10 Euro
im Osten für allgemeinverbindlich er-
klärt, bedeute dies einen Pakt zu Lasten
Dritter, nämlich der nicht tarifgebun-
denen Zeitarbeitsunternehmen.

Mittelständische Wirtschaft (BVMW)
gegen Substanzbesteuerung. FAZ, Fr.
25.8.06. Zu einem völligen Verzicht auf
eine Besteuerung gewinnunabhängiger 
Elemente aus der Gewerbe- und Kör-
perschaftssteuer hat der Präsident des 
BVMW, M. Ohoven, die Bundesregie-
rung aufgefordert.Das Problem der Ge-
winnverschiebung von Konzernen ins
Ausland darf nicht auf Kosten des
Mittelstandes gelöst werden.

BDI will Flexibilität statt Mitbestim-
mung. FAZ, Mi. 30.8.06. Bundeskanzle-
rin und Bundesarbeitsminister haben
sich von der Arbeit der Mitbestim-
mungskommission distanziert. Zwar
werde sich die Koalition „sicher mit
dem Ergebnis beschäftigen“, aber kei-
nesfalls „einseitige Empfehlungen“ zur
Grundlage der Regierungsarbeit ma-
chen, stellte die Kanzlerin klar.Der BDI
meint, die Mitbestimmung in den Auf-
sichtsräten habe in Europa keinen
Nachahmer gefunden.„Heute brauchen
die Unternehmen mehr Flexibilität für
ihre Internationalisierung, auch um Ar-
beitsplätze in Deutschland zu sichern“,
so K.Bräunig,BDI-Hauptgeschäftsfüh-
rung. Presseauswertung: rst 

Wirtschafts-

presse

sich am Bieterverfahren beteiligen.Wir
sind an Pluralität in der Betreiberland-
schaft interessiert und wollen auch die
Chancengleichheit unter den Anbietern
wahren. Es wird keine Veräußerung zu
jedem Preis und um jeden Preis geben.‘
(Gesundheitsministerin Mechthild
Ross-Luttmann, CDU, 26.4.06). Die Ab-
geordnete Ursula Helmhold erinnerte
nun am 10.8.06 die Landesregierung in
einer Kleinen Anfrage daran, sie habe
stets behauptet, ‚dass nicht allein der
Kaufpreis das entscheidende Verkauf-
sargument sei, sondern im Auswahlver-
fahren konzeptionelle Gesichtspunkte
stärker gewichtet würden als die finan-
ziellen.’ Solche Sprüche meint die Ab-
geordnete Helmhold, waren wohl nur
Beruhigungsmittel für die Öffentlich-
keit, für Beschäftigte und Patienten.

Da die Landesregierung Transparenz,
Mitsprache und auch nicht-profitorien-
tierte Auswahlkriterien versprochen
hatte werfen ihr die MitarbeiterInnen
von Tiefenbrunn jetzt Wortbruch vor.

Im Bieterkampf um die Klinik Tiefen-
brunn wurden gerade diejenigen regio-
nal orientierten Kaufinteressenten zu-
rückgestellt, die eher eine Garantie für
die wirtschaftliche Zukunft der Mitar-
beiter, des Hauses, für den Erhalt des
klinisch-therapeutischen Konzepts und
für die Wahrung der PatientInnen-
Interessen dargestellt hätten. Es ist zur
Gewissheit geworden, dass die Landes-
regierung profitorientierte Klinikkon-
zerne gegenüber regionalen Anbietern
bevorzugt. Die Versprechungen der
Landesregierung, sozial- und konzept-
orientierte gemeinnützige und womög-
lich regionale Bieter gerne zu berück-
sichtigen, wurden nicht eingehalten.
Selbst ein Mitglied der Regierungskoa-
lition wie die Vorsitzende des Landesso-
zialausschusses Gesine Meißner (FDP)
sieht Klärungsbedarf ebenso wie der
CDU-nahe Landrat des Ammerlandes
Jörg Bensberg, der ein ‚faires Verfahren‘
anlässlich des Verkaufs des LKH Weh-
nen beim Ministerpräsidenten anmahn-
te.“

Wegen öffentlicher Kritik am laufen-
den Verkaufsverfahren selbst seitens der
Regierungskoalition wandte sich die
Gewerkschaft ver.di am 23.8.06 in ei-
nem offenen Brief an Niedersachsens
Ministerpräsidenten Christian Wulff.

„Wir fordern den Ministerpräsiden-
ten auf,Ordnung in das Bieterverfahren
zu bringen und dem offensichtlichen
Chaos ein Ende zu bereiten“, so ver.di-
Landesleiter Wolfgang Denia.

„Unsere Befürchtung, dass es der
Landesregierung nur um einen maxi-
malen Verkaufserlös und nicht um die
psychiatrische Versorgung kranker
Menschen geht, hat sich bestätigt. CDU

und FDP machen damit die Psychiatrie
in Niedersachsen zur Ware.“

„Die Gewerkschaft ver.di fordert die
Landesregierung auf, das Verkaufsver-
fahren für die acht niedersächsischen
Landeskrankenhäuser (LKH) so lange
zu stoppen, bis die aufgedeckten Inter-
essenkollisionen ausgeräumt sind.“ Bis
zur Aufklärung aller Geschäftsbezie-
hungen und möglichen Interessenkolli-
sionen zwischen der Beraterfirma Pri-
ceWaterhouseCoopers und eventuellen
Käufern, wie zum Beispiel der Klinik-
konzern Ameos, müsse das Bieterver-
fahren unterbrochen werden. „Wir ver-
langen größtmögliche Transparenz und
die Offenlegung aller Beraterverträge
des Landes mit PriceWaterhouseCoo-
pers.“ 

Das Sozialministerium hatte diese
Beraterfirma bereits damit beauftragt,
das von ver.di bei der unabhängigen
Unternehmensberatung BAB in Auf-
trag gegebene Alternativgutachten zum
Verkauf der LKH einer kritischen Be-
wertung zu unterziehen.

„Wenn ein- und die selbe Beraterfir-
ma erst Alternativgutachten im Auftrag
des Ministeriums kritisch bewertet,
dann selbst das Verkaufsverfahren ab-
wickelt und gleichzeitig Geschäfts- und
Gesellschafterbeziehungen zu poten-
tiellen Käufern unterhält, dann ist das
ein Stück aus dem Tollhaus“, kritisier-
te Denia.

Die Beschäftigten der Landeskran-
kenhäuser sind kampferfahren, das ha-
ben sie in den letzten drei Jahren be-
wiesen.Wenn auch der Verkauf nicht ge-
stoppt werden konnte, konnte aufgrund
ihres Protestes erreicht werden, dass
sich die Gewerkschaft ver.di und das
Land Niedersachsen am 28.8.06 auf ei-
nen Tarifvertrag zur Beschäftigungssi-
cherung für die über 6.000 Arbeitneh-
mer der zum Verkauf stehenden acht
Landeskrankenhäuser (LKH) verstän-
digten.

„Dies ist ein großer Erfolg für die Be-
schäftigten, die in den letzten  Jahren
mit vielen phantasie- und machtvollen
Aktionen für ihre Interessen eingetreten
sind,“ kommentierte ver.di-Landeslei-
ter Wolfgang Denia den Abschluss, der
zum 1. November in Kraft tritt.

Der öffentliche Protest gegen die Ver-
äußerungspraktiken der Landesregie-
rung und die Proteste der Beschäftigten
werden es der Landesregierung erheb-
lich erschweren, die Kliniken zu „ver-
scherbeln“.Um diesen Protest zu unter-
drücken und die Beschäftigten einzu-
schüchtern hat die Landesregierung bei
der Leitung des LKH Tiefenbrunn Da-
ten über die Mitarbeiter angefordert,die
sich an einer Protestaktion beteiligt
hatten. bee

Klinikkonzern Ameos unerwünscht

„Eklat an Landesklinik“



Mit Optimismus in Berliner
Endspurt: Die Spitzen des

Landesvorstandes, des Frak-
tionsvorstandes und die Senats-

mitglieder der Linkspartei.PDS Berlin
berieten am 4.9. in Klausur. Themen
waren der laufende Wahlkampf und die
inhaltliche Vorbereitung möglicher
Sondierungsgespräche nach der Berli-
ner Wahl.Der Spitzenkandidat,Harald
Wolf, resümierte: „Wir kämpfen bis
zum letzten Tag und ich bin optimis-
tisch, dass wir unser Wahlziel 17% + x
schaffen werden.“ Dafür spreche auch,
dass die drei Hauptthemen der Links-
partei.PDS zunehmend wahr- und an-
genommen werden. Einstieg in einen
öffentlich geförderten Beschäftigungs-
sektor statt 1-Euro-Jobs; Einstieg in ein
besseres Schulsystem nach dem Motto
„skandinavisch schlau“ sowie die Lan-
desunternehmen der Daseinsvorsorge
sanieren und nicht privatisieren.

Klaus Lederer, Landesvorsitzender,
unterstrich: „Wenn wir erneut in eine
Koalition gehen, dann nicht, weil wir
Koalitionen so schau finden, sondern
weil wir Berlin nach links bewegen
wollen.“ Zu anhaltenden Spekulatio-
nen fügte er hinzu: „Das geht mit den
Ökoliberalen sehr schwer. Das ist mit
der SPD schon schwierig genug.“ Mit
der heutigen Klausur sei man inhaltlich
gut auf eventuelle Sondierungsgesprä-
che vorbereitet, schätzten beide ein.
„Wir sind gewappnet, allemal besser,
als 2001“, so Lederer. Zugleich kriti-
sierte Klaus Lederer die Berliner CDU:
„Der Wahlkampf wird bis zum letzten
Tag auch ein Kampf gegen Rechtsex-
tremismus und Rassismus sein. Das ist
nötig und es ist gut, wenn das Partei
übergreifend so gesehen wird. Leider
spielt die CDU beim Moschee-Streit in
Pankow-Heinersdorf ein doppeltes
Spiel. Das ist verantwortungslos!“ 

Lothar Bisky auf der Pressekonferenz
in Berlin im Anschluss an die erweiter-
te Vorstandssitzung: Die ganze Partei
steht hinter unseren Genossinnen und
Genossen in Berlin und Mecklenburg-
Vorpommern und hinter ihren Spitzen-
kandidaten. Wir unterstützen sie im
Wahlkampf. In den Koalitionen mit der
SPD hat die Linkspartei.PDS auch un-
ter schwierigen Bedingungen prakti-
sche Politikfähigkeit bewiesen und ge-
rade für sozial Benachteiligte einige
Verbesserungen erreicht. Wir überbe-
werten das nicht, aber wollen es er-
wähnen. Das geht sogar soweit, dass
sich die Berliner SPD jetzt unsere jah-
relange Forderung nach einer Eltern-
beitragsfreien Kita für alle Kinder zu
Eigen gemacht hat und auch die Ganz-
tagsschule unterstützt. So wird die
Bundes-SPD vor neue Denkaufgaben
stellt. Ich sage ganz klar: Wir wollen
diese Politik fortsetzen. Es ist nicht un-

ser Interesse, die SPD zu schwächen,
sondern die Linke in Deutschland zu
stärken. Wir wollen Menschen aus der
breiten Mitte der Gesellschaft gewin-
nen, die sich sozial engagieren und für
Chancengleichheit eintreten. Deshalb
ist es notwendig, dass die Linkspartei
in beiden Ländern von den Wählerin-
nen und Wählern ein klares Mandat er-
hält. Es geht um ein gutes Wahlergeb-
nis für linke, soziale Politik, damit die
Chance für ein alternatives Politikmo-
dell zur großen Koalition gegeben ist –
falls sich die SPD ab 17. September
nach 18 Uhr noch traut.Wir wissen, die
Alternative zu rot-rot, in welcher Kon-
stellation auch immer, ist gleichbedeu-
tend mit weiterem Sozialabbau und
weiterer Privatisierung. (…) 

Methling: Seidel ist in Sachen Bombo-
drom unglaubwürdig.Der Spitzenkan-
didat der Linkspartei. PDS, Umwelt-
minister Methling, hat der Landes-
CDU Unglaubwürdigkeit vorgewor-
fen: „Was Herr Seidel da in Sachen
Bombodrom anstellt, ist schon aben-
teuerlich. Er hält Protestreden auf dem
Marktplatz von Waren gegen den ge-
planten Luftboden-Schießplatz,dringt
damit aber nicht bei der Bundesregie-
rung vor. Entweder er nutzt seine Kon-
takte zur Kanzlerin nicht oder er hat
gar keine. Wenn es die CDU Mecklen-
burg-Vorpommerns ernst meint mit ih-
rer ablehnenden Haltung gegen das
Bombodrom, dann muss sie die
Bundesregierung zu einer Entschei-
dung bewegen. Noch vor der Land-
tagswahl“, so Wolfgang Methling.

Wagenknecht stützt Lafontaine: Das
Neue Deutschland berichtet in seiner
Ausgabe von 4.9., dass Sarah Wagen-
knecht Lafontaines Kandidatur zum
Parteivorsitzenden unterstützt: „Alles
andere wäre völlig absurd“, hört man
da. Ungewohntes Lob auch von der
Bundestagsabgeordnet Ulla Jelpke:
„wichtige Impulse“ gingen von ihm
aus, erklärte sie im Tagesspiegel, etwa
wenn es gegen Privatisierungen gehe.
Ihre Kollegin Nele Hirsch begrüßte,
dass der Fraktionsvorsitzende eine Dis-
kussion über Kriterien für Regierungs-
beteiligungen angestoßen habe – und so
„für mehr Glaubwürdigkeit“ der neu-
en Partei sorge. Auch die Berliner
WASG und SAV-Spitzenkandidatin
Lucy Redler schmilzt dahin: Lafontai-
ne stehe ihr „natürlich näher“ als die
Pragmatiker im Linksbündnis,ist da zu
hören.

In einem Gespräch mit der Zeitschrift
Freitag äußerte sich der Bundesge-
schäftsführer der Linkspartei.PDS
Dietmar Bartsch zum Thema Privati-
sierung öffentlicher Betriebe unter der
Überschrift „Eine allgemeine Kam-

pagne gegen den Verkauf öffentlichen
Eigentums führt nicht weiter. Die de-
mokratische Teilhabe der Bürger muss
gestärkt werden.“ Er antwortete damit
auf Thomas Händel, Bundesvorstand
WASG, der im „Freitag“ einen Verkauf
grundsätzlich abgelehnt hatte.

Bartsch unter anderem: „Die Linke
kann dabei im Gegensatz zu den ande-
ren Parteien die über 60 Jahre ge-
wachsenen unterschiedlichen Erfah-
rungen in Ost und West in der Eigen-
tumsfrage politisch produktiv zu-
sammenzuführen. Sie unterschiede
sich dann von den üblichen West-Ost-
Vereinigungen: Ostdeutsche Erfah-
rungen mit der Dominanz der staats-
sozialistischen Eigentumsform wür-
den in einem demokratisch-sozialisti-
schen Gesellschaftskonzept tatsäch-
lich aufgehoben. Zu einer Lehre der
PDS aus dem Scheitern des Staatsso-
zialismus zählt,die Bedeutung zivilge-
sellschaftlicher Strukturen, die Tätig-
keit gemeinnütziger Verbände und Or-
ganisationen für das demokratische
Gemeinwesen zu betonen und dafür
einzutreten, sie in die Aufgaben der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge einzubin-
den. Für den bewussten Umbau staat-
licher Apparate zu Gunsten gesell-
schaftlicher, aber nicht profitorien-
tierter Organisationen,wurde in Teilen
der PDS vor Jahren der Begriff „pro-
gressive Entstaatlichung“ gefunden.

Die neoliberale Alternative „Markt
oder Staat“ kann sich die Linke nicht
unter umgekehrten Vorzeichen zu ei-
gen machen. Nicht „Markt“ und
„Staat“ stehen sich gegenüber, son-
dern Versorgungsprinzip und Profit-
maximierung. Bestimmt das Profit-
prinzip das Handeln, ist es gleich, ob
die Renditeerwartungen von den An-
teilseignern eines Hedgefonds oder von
einem staatlichen Energieunterneh-
men wie Vattenfall gesetzt werden. Öf-
fentliches Eigentum dient im Unter-
schied zu privatem Eigentum einem öf-
fentlichen Interesse, das in demokrati-
schen Entscheidungsprozessen ent-
steht. Ein zentraler Eckpunkt linker
Politik muss es sein, diesen Unter-
schied zwischen privatem und öffent-
lichem Eigentum wieder in den Mittel-
punkt zu rücken und die demokrati-
sche Verfügungsgewalt über Ziele und
Zwecke öffentlicher Unternehmen und
Einrichtungen zu stärken. Nach mei-
ner Auffassung werden die notwendi-
gen Anliegen der Linken mit einer all-
gemein gehaltenen Kampagne gegen
den neoliberalen Privatisierungswahn
unzureichend beschrieben.Wir sollten
uns trauen, mehr zu wollen: die Rück-
gewinnung des Öffentlichen und Sozi-
alen durch die Ausweitung demokrati-
scher Strukturen und die Reform des
öffentlichen Sektors.“

Zusammenstellung: jöd
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Bis Jahresende muss der Senat von Berlin die Berliner Lan-
desbank und die damit verbundene Berliner Sparkasse ver-
kaufen. Das Verkaufsverfahren läuft, erste Interessenten ha-
ben sich bereits gemeldet. Währenddessen wird, wie man in
Wirtschaftskreisen so sagt, die „Braut hübsch gemacht“: Der
Vorstand der Bank hat kürzlich gute Zahlen für das 1. Halb-
jahr 2006 vorgelegt, nach Jahren harter Sanierungen steigen
die Gewinne wieder. Der Finanzsenator kann also auf einen
guten Preis hoffen. Problem: Würde die Berliner Landesbank
an eine private Bank verkauft, dann wäre das „3-Säulen-Mo-
dell“ im deutschen Bankensystem aufgebrochen. Der deut-
sche Bankensektor ist seit Jahrzehnten gegliedert in private
Banken, öffentliche Banken (= Sparkassen) und in Genossen-
schaftsbanken, die auch rechtlich bisher strikt getrennt wa-
ren. Der Bundesverband der (privaten) Banken will dieses
Modell seit Jahren kippen, um sich in lukrative Geschäftsfel-
der der Sparkassen einkaufen zu können. Um das zu verhin-
dern, versucht der Sparkassenverband, die Berliner Landes-
bank deshalb durch eine andere Sparkasse bzw. Landesbank
zu übernehmen. Ob das gelingt, wird sich zeigen.

Im Folgenden schildert Klaus Lederer die Position der
Linkspartei.PDS in Berlin in diesem Konflikt. Das Land Ber-
lin muss die Auflage der EU umsetzen. Die Linkspartei will
aber gleichzeitig den öffentlich-rechtlichen Einfluss auf die
Sparkasse so weit wie möglich erhalten. Aus Platzgründen
sind die Ausführungen zu den bei Regierungsantritt von Rot-
Rot in Berlin übernommenen Bürgschaften für die Berliner
Landesbank gekürzt. Der vollständige Text ist als „stand-
punkte 5/2006“ auf der Homepage der Rosa-Luxemburg-Stif-
tung (www.rosalux.de) herunter zu laden.

Als Kasten auch dokumentiert ist eine innerparteiliche
Gegenposition von Sarah Wagenknecht (KPF, MdEP). Im
Kern besagt diese: die Massen mobilisieren und notfalls eine
neue Sparkasse gründen. Die Massen zu mobilisieren dürfte
nach den teuren Erfahrungen mit der Berliner Landesbank
schwierig werden. Und woher soll das Land Berlin das Geld
nehmen für eine neue Sparkasse?

Ebenfalls dokumentiert ist eine aktuelle Mitteilung der Ge-
werkschaft ver.di zu dem Konflikt mit der EU-Kommission
um die Zukunft der Sparkassen. rül

Privatisierung der Berliner Sparkasse ?
Klaus Lederer

Die nachfolgenden Erörterungen setzen
sich mit dem „Fall Berliner Sparkasse“
auseinander. Sie sind ein Beitrag zur
Diskussion um praktisches Handeln in
politischer Mehrheitsverantwortung,
sei es in Kommunen oder Ländern, so-
wie ein Beitrag zur Debatte um Priva-
tisierung und öffentliches Eigentum.
Sie sollen die konkreten Verhältnisse
und Rahmenbedingungen beschreiben,
unter denen sich der Betrieb und Um-
gang mit der Berliner Sparkasse voll-
zieht, Ursachen, Gründe und Hand-
lungsmotivationen offen legen und
schließlich Wege andeuten, die unter
diesen Voraussetzungen gegangen wer-
den können.

Sparkassen als Finanzinstitute zur Erfül-

lung öffentlicher Aufgaben und die Linke

Im Betrieb öffentlich-rechtlicher Spar-
kassen spiegelt sich eine typisch deut-
sche kommunalwirtschaftliche Tradi-
tion wieder. Sie stammt aus einer Zeit,
in der das Bürgertum, das in den Städ-
ten und Gemeinden die politische Herr-
schaft hatte, die kommunale Selbstver-
waltung nutzte, um sich selbst mittels
„hoheitlicher Verfügung“ und unter
Nutzung der öffentlichen Instanzen,Be-
fugnisse und Finanzmittel (Steuern und
Abgaben) die Voraussetzungen für die
materielle Reproduktion zu sichern.
Dieses Interesse fiel mit einem realen
und Bedeutungswachstum der Kommu-
nen und der Herausforderung zusam-
men, die sozialen Voraussetzungen für
das urbane Zusammenleben aller Men-
schen in den Wachstumszentren der In-
dustriegesellschaft zu sichern.Die Kon-
sequenz war eine Ausweitung der wirt-
schaftlichen Tätigkeit der Kommune
für infrastrukturelle Leistungen im ei-
genen Gebiet, die heute allgemein – be-

schreibend – als Daseinsvorsorge be-
zeichnet wird.

Dies bedeutet allerdings nicht, dass
sich Gewinnerzielungsabsicht und
kommunale Wirtschaftstätigkeit aus-
schlössen. In vielen kommunalen Wirt-
schaftsunternehmen spielt schon wegen
der prekären Haushaltslagen die Ren-
tabilität und Profitabilität der Leis-
tungserbringung nicht nur eine unter-
geordnete Rolle. Auch die Sparkassen
werden von den Kommunen nicht als
Wohltätigkeitseinrichtungen betrieben.
Hier verbinden sich kommunale Wirt-
schaftsförderung („Standortpolitik“),
kulturelles und sportliches Engage-
ment, aber auch ein fiskalisch lukrati-
ves Geschäft für die kommunalen Kas-
sen – entweder unmittelbar durch Ge-
winnabführungen in den oder mittelbar
durch die Verlagerung von einzelnen
Aufgaben aus dem kommunalen Haus-
halt in das Unternehmen1 und damit
auch aus der direkten Verantwortung
der kommunalen demokratischen Ver-
tretung. Wie das Ganze konkret aus-
sieht, ist nicht zuletzt eine Frage der je-
weiligen kommunalen Politik in den ge-
meindlichen Unternehmen. Sparkassen
und andere kommunale Unternehmen
können so oder so betrieben werden,ein
„klassisches Sparkassenmodell „ gibt es
in Deutschland nicht.2 Sparkassen exis-
tieren in den vielfältigsten Formen,
selbst in privaten Rechtsformen. Inzwi-
schen geht der Trend ohnehin mehr denn
je dahin, dass die örtlichen Sparkassen
zwar formal rechtlich eigenständig blei-
ben,aber als Verkaufsagenturen der Ver-
bundmarke „Sparkasse“ und der von
dieser angebotenen Finanzdienstleis-
tungen agieren. Hier setzt meines Er-
achtens die Notwendigkeit linker De-
batten um die Berechtigung und Not-
wendigkeit „öffentlichen Eigentums“3

an und hier sind die konkreten Proble-
me von linker Kommunalpolitik im Zu-

sammenwirken mit den landes- und
bundespolitischen Akteuren zu analy-
sieren und praktisch anzugehen.

Die Kommunen besitzen in der
Bundesrepublik das Recht und die
Pflicht, für die Versorgung ihrer Bevöl-
kerung mit den lebensnotwendigen und
sozialen Infrastrukturen Sorge zu tra-
gen.Sie können dies selbst tun oder aber
auch privaten Akteuren überlassen.
Lange Jahre war die kommunale Auf-
gabenerfüllung von „Eigenerfüllung“
gekennzeichnet.Die entscheidende Vor-
aussetzung hierfür war und ist heute
noch die Verfolgung eines öffentlichen
Zweckes, der kommunalpolitisch defi-
niert werden muss und auch sollte.Den-
noch geht der Trend4 in Richtung „Aus-
fransung“ des öffentlichen Sektors, in
Richtung Beteiligung privater Institu-
tionen und Unternehmen, nicht selten
mit Gewinnerzielungsinteresse.Hierfür
gibt es eine ganze Reihe von Gründen,
die einander überlagern können.5 Die in
den vergangenen dreißig Jahren entwi-
ckelten Formen der Verbindung öffent-
licher Aufgabenerfüllung mit privaten
Strategien und Interessen sind inzwi-
schen schier unübersehbar geworden.
Konzessionen, Kooperationsverträge,
sogenannte Public Private Partner-
ships,Ausschreibung von Aufgaben und
vieles mehr sind heute die Realität kom-
munaler Wirtschaftstätigkeit und Auf-
gabenerfüllung. Die Linke wird auf der
kommunalen Ebene nicht umhinkom-
men,sich den daraus folgenden Schwie-
rigkeiten und Problemen kommunalen
Handelns zu stellen. Nicht durch allge-
meine Bekenntnisse für vermeintlich
bessere Rechtsformen, sondern durch
die Suche nach und Durchsetzung von
praktischen Lösungen der Aufgabener-
füllung, die den Bedürfnissen der Be-
völkerung, der demokratischen und
transparenten öffentlichen Steuerung
unter den konkreten Verhältnissen – so
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gut wie in jedem Falle möglich – gerecht
werden. Kommunale Vertreterinnen
und Vertreter der Linken finden in der
Regel keine Idealkommune vor, sondern
sie übernehmen Probleme, Altlasten,
bestehende Institutionen und Bindun-
gen aus vorangegangenen politischen
Entscheidungen, spezifische Haus-
haltssituationen. Damit müssen sie sich
auseinandersetzen.

Im Sparkassensektor gilt dies eben-
falls. Grundsätzlich ist vorwegzuneh-
men: Bankdienstleistungen sind den
Kommunen mit der Ausnahme des
Sparkassenbetriebes verboten. Die
Sparkassen erfüllen öffentliche Aufga-
ben im Gemeindegebiet, nämlich die
Grundversorgung der lokalen Bevölke-
rung mit Bank- und Kreditdienstleis-
tungen.6 Zur Sicherung dessen sind sie
in ihrem Wirkungsfeld eingeschränkt.
Gemäß § 40 Kreditwesengesetz sind die
Sparkassen öffentlich-rechtlich (d. h.
öffentlich-rechtlicher Aufsicht unter-
worfen und öffentlich-rechtlich organi-
siert), am Gemeinwohl orientiert und
dem lokalen Wirkungskreis verpflichtet
(sog.Regionalprinzip).Überhaupt nicht
einig ist man sich über die Frage,ob dies
auch zwingend einen ausschließlich öf-
fentlichen „Eigentümer“ voraussetzt
und ob die Gewinne grundsätzlich ge-
meinwohlbezogen einzusetzen sind.
Beides war in Berlin in der Vergangen-
heit nicht der Fall.

Das jüngere politische Problem: Die
Sparkassen haben sich unter ganz kon-
kreten historischen Bedingungen und
Kräfteverhältnissen in Deutschland
entwickelt. Andere europäische Ent-

wicklungstraditionen des bürgerlichen
Staats kennen die Sparkassen nicht.
Durch die europarechtlich abgestützte
ökonomische Integration der Europäi-
schen Union7 sind inzwischen auch die
Sparkassen unter Legitimationsdruck
geraten, da sie sich an den Vertragsvor-
gaben für öffentliches Handeln messen
lassen müssen. Öffentliche Wirtschafts-
tätigkeit ist nach den Prinzipien des Eu-
ropäischen Wirtschaftsrechts, das für
die EU geradezu konstituierend war
und mit Maastricht eine neue Dynamik
gewinnen konnte, also an den Freihei-
ten des Binnenmarktes, zu messen.

Danach gilt grundsätzlich, dass öf-
fentliches Handeln im „wirtschaft-
lichen Sektor“ nur dann nicht als
„marktverzerrend“ anzusehen ist,wenn
sich der öffentliche Eigentümer wie ein
privater Marktteilnehmer verhält.Auch
für öffentliche Leistungen, die als wirt-
schaftliche (also gegen Entgelt und
mittels wirtschaftlicher Rechnungsfüh-
rung) erbracht werden, sind grundsätz-
lich diese Maßstäbe anzulegen. Für den
Banksektor gilt deshalb nach europa-
rechtlichen Maßgaben: öffentlich-
rechtliche Bankinstitute dürfen zwar
betrieben werden, allerdings dürfen sie
nicht gegenüber privaten Banken infol-
ge staatlicher Intervention bevorzugt
behandelt werden. Ob dies der Fall ist,
kann allerdings nicht „objektiv“ festge-
stellt werden, sondern ist eine Wer-
tungsfrage: Ist die öffentliche Privile-
gierung im konkreten Fall nur ein (im
Ausnahmefall europarechtlich zulässi-
ger) staatlicher Ausgleich für besonde-
re Auferlegung von allgemeinen Pflich-

ten oder eine (im Normalfall verbotene)
staatliche Beihilfe,die marktverzerrend
wirken kann? Was hier gilt, wurde und
wird zu einem beträchtlichen Teil poli-
tisch ausgestritten (siehe letzter Ab-
schnitt).Die Entwicklung der EU-Wett-
bewerbspolitik und des EG-Wirt-
schaftsrechts markiert die Einbezie-
hung von immer mehr Wirtschafts- und
Lebensbereichen in das Anwendungs-
feld der europäischen Wettbewerbs-
und Beihilfenormen.

Die erste entscheidende Auseinander-
setzung um den deutschen öffentlichen
Sparkassensektor zwischen Bundesre-
publik und EU entwickelte sich an der
Frage der öffentlich-rechtlichen An-
staltslast und Gewährträgerhaftung.8

Öffentlich-rechtliche Anstalten,Betrie-
be in besonderen kommunalen Unter-
nehmensrechtsformen, können vom
Träger, also der öffentlichen Hand, mit
der Garantie ausgestattet werden, dass
diese für ihre Rechte und Pflichten un-
mittelbar einstehen würde.Dies war der
EU-Kommission im Fall der Sparkas-
sen im Wege. Da private Unternehmen
am Markt das Risiko ihres Geschäfts-
betriebes grundsätzlich selbst tragen
müssen, sah man hierin eine unzulässi-
ge, allgemein nicht zu rechtfertigende
Privilegierung der Sparkassen gegen-
über sonstigen Banken. Die Kommis-
sion eröffnete ein Vertragsverletzungs-
verfahren gegen die Bundesrepublik.
Der Streit dauerte einige Jahre an,
schließlich einigte man sich 2003 auf
eine halbherzige Variante, die de facto
der EU-Position Rechnung trug. Das
Verfahren wurde zum Ruhen gebracht.
Es fiel die Gewährträgerhaftung mit
Wirkung vom 18.Juli 2005 für alle deut-
schen Sparkassen.9

Eine daraus folgende Auseinander-
setzung hierzulande dreht sich um die
Frage, ob die Sparkassen unter den so
gewandelten Bedingungen noch eine
gemeinwohlbezogene Funktion hätten
oder ob sie nicht besser als lukrativer
Vermögenswert unter den Verhältnissen
klammer Kassen verkauft werden soll-
ten. Dies versuchte beispielsweise die
Stadt Stralsund unter Regie eines CDU-
Bürgermeisters. Der Plan wurde durch
das Eingreifen des Landes vereitelt.

Damit konnte bisher die Geschlos-
senheit und weitgehend öffentlich-
rechtliche Gestalt des Sparkassensek-
tors gesichert bleiben. Inzwischen wird
von den Gegnern des Sparkassensek-
tors argumentiert, die Privilegierung
der öffentlich-rechtlichen Sparkassen-
institute bestehe in der Garantie des
„Kollektiv“-Markenzeichens „S“ für
einen gesamten Unternehmenssektor,
dessen Verwendung privaten Unterneh-
men gegenwärtig nicht möglich sei.Vor
diesem Hintergrund ist weiterer Druck
auf den öffentlichen Sparkassensektor
zu erwarten, und der Sonderfall Berlin
entwickelt sich zu einem besonderen
symbolischen Bestandteil dieser Aus-

Finanzdienstleistungen: 

Bsirske überreicht Stein-
brück mehr als 120.000
Unterschriften für Erhalt
der Sparkassen

Anlässlich der Übergabe von mehr als
120.000 Unterschriften für den Erhalt
des Namensschutzes der deutschen
Sparkassen hat ver.di-Chef Frank
Bsirske die gemeinsame Haltung mit
der Politik unterstrichen: „Wir sind
uns mit Bundesfinanzminister Peer
Steinbrück einig, dass sich die Drei-
Säulen-Struktur des deutschen Bank-
wesens aus Sparkassen, Genossen-
schaftsbanken und privaten Geldin-
stituten bewährt hat und erhalten
werden muss“, sagte Bsirske.

Der ver.di-Bundesvorsitzende be-
tonte, es herrsche mit dem Finanzmi-
nisterium Einvernehmen über die Rol-
le der Sparkassen. Bundesfinanzmi-
nister Peer Steinbrück hatte in dem
Gespräch mit Bsirske und den Spar-
kassenexperten der Vereinten Dienst-
leistungsgewerkschaft (ver.di) die
Haltung der Bundesregierung noch-

mals bekräftigt: „Wo Sparkasse
draufsteht, muss auch Sparkasse drin
sein“, sagte Steinbrück.

Bsirske hob die volkswirtschaftliche
Funktion der Sparkassen als Univer-
saldienstleister hervor, die Nähe der
Sparkassen zu Privathaushalten so-
wie zu kleinen und mittelständischen
Unternehmen und die gemeinwohl-
orientierte Ausrichtung der Institute:
Hauptgeschäftszweck der Geschäfts-
tätigkeit sei die Erfüllung des öffent-
lichen Auftrages und nicht die Ge-
winnmaximierung. ver.di und das
Bundesfinanzministerium würden in
einem engen Gedankenaustausch
über die Zukunft des Sparkassensek-
tors bleiben, sagte Bsirske weiter.

Die Übergabe der mehr als 120.000
Unterschriften war Teil der ver.di-Ak-
tion „Gutes erhalten! Sparkasse: das
Original“,an der sich Beschäftigte aus
den 457 Sparkassen und den 101 Spar-
kassen-Verbundunternehmen bun-
desweit beteiligt haben. Anlass ist die
Auseinandersetzung mit der EU-
Kommission um den Bezeichnungs-
schutz der Sparkassen.

(www.verdi.de, 29.8.2006)
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einandersetzung.
(…)
Die Garantieerklärung war die

grundlegende Voraussetzung für einen
Sanierungskurs mit dem Ziel, die Steu-
erung im Konzern zu reorganisieren,die
Investitionsbank Berlin (IBB) mit ihrer
hoheitlichen Aufgabe herauszulösen17,
und den Konzern auf seine regionalen
Geschäftsschwerpunkte zurückzufüh-
ren.

Bei der Garantieerklärung handelt es
sich jedoch – europarechtlich betrach-
tet – um eine staatliche Beihilfe im Sin-
ne des Art.87 Abs.1 EG-Vertrag,die der
Notifizierungspflicht bei der EU-Kom-
mission unterliegt. Staatliche Beihilfen
werden durch den EG-Vertrag nur in
sehr engen Grenzen zugelassen, da sie
als staatliche Eingriffe in das Marktge-
schehen gelten. Im Falle der „Risikoab-
schirmung“ kam eine Genehmigung
durch die Europäische Kommission le-
diglich als Umstrukturierungs-(„Ret-
tungs“-)Beihilfe in Betracht, um den
Ausfall des Unternehmens im Kredit-
sektor mit allen denkbaren Folgen zu
verhindern. Die EU-Kommission war
jedoch als „Hüterin der Verträge“ euro-
parechtlich befugt, zur Sicherung einer
europa-rechtskonformen Beihilfenpra-
xis Auflagen zu erteilen, um „Markt-
verzerrungen“ zu begegnen oder diese
zu begrenzen. Im Beihilfeverfahren
nach Art. 88 Abs. 2 EG-Vertrag wurde
deutlich, dass die Kommission die Bei-
hilfe nur unter der Auflage der Privati-
sierung des Bankenkonzerns genehmi-
gen würde.

Durch Entscheidung der EU-Kom-
mission wurde die Beihilfe am 18. Fe-
bruar 2004 genehmigt.Dies geschah un-
ter der Bedingung der Zusage der
Bundesrepublik Deutschland,dass Ber-
lin seine Beteiligung am Bankenkon-
zern bis zum Ende des Jahres 2007 ab-
geben würde.18 In Art. 1 werden die rot-
grüne Kapitalzuführung, die rot-grüne
Rahmenzusage für die Risikoübernah-
me und die rot-rote „Risikoabschir-
mung“ unter der Voraussetzung der Ein-
haltung von Zusagen Deutschlands als
mit dem gemeinsamen Markt vereinbar
erklärt. Deutschland hat „sicherzustel-
len, dass das Land Berlin seine Beteili-
gung an der BGB in Übereinstimmung
mit den im Anhang aufgeführten Be-
dingungen veräußert“ (S. 91). Die Ent-
scheidung richtet sich gegen die
Bundesrepublik und sie ist bindend. Im
Anhang heißt es hierzu: „Deutschland
stellt sicher,dass das Land Berlin ein of-
fenes, transparentes und diskriminie-
rungsfreies Veräußerungsverfahren ein-
leitet, sobald der Konzernabschluss der
Bankgesellschaft Berlin AG für das Jahr
2005 gebilligt wurde,und dieses bis zum
31. Dezember 2007 abschließt“ (S. 93).

Die Konsequenz daraus: Das Land
muss sich bis zum Jahresende 2007 vom
Bankenkonzern trennen. Dies beinhal-
tet auch all seine unselbständigen Be-

standteile, sofern sie nicht herausgelöst
(IBB) oder separat veräußert (z.B. Ber-
liner Bank19) werden sollten, was sich
bereits aus dem Zusammenhang des
Beihilfeverfahrens ergibt: Ziel der Bei-
hilfe ist die Sicherung der langfristigen
Rentabilität des Unternehmens,die Ver-
meidung seiner Betriebsaufgabe im
Wettbewerbsmarkt. Das Unternehmen
muss durch die Beihilfe in die Lage ver-
setzt werden, fortan aus eigener Kraft
im Wettbewerb ohne weitere staatliche
Zuwendungen bestehen zu können.
Daraus folgt auch, dass das Unterneh-
men nach der Privatisierung für sich
und insgesamt ökonomisch lebensfähig
sein muss. Dies wäre bei der Ausgrün-
dung einer öffentlich-rechtlichen Spar-
kasse aus der Konzernsubstanz nicht
mehr gegeben: Werthaltig und demnach
Grundlage für die wirtschaftliche
Überlebensfähigkeit des Konzerns ist
das Retailgeschäft mit Privat- und Fir-
menkunden20, welches sich innerhalb
des Konzerns nach der Herauslösung
der Berliner Bank weitgehend unter der
Marke „Sparkasse“ vollzieht. Hier sind
im Kontext der Umstrukturierung des

Bankenkonzerns zu einem lebensfähi-
gen Unternehmen weitgehend stabile
Erträge zu erwarten. Man muss sich im-
mer vor Augen halten, dass der Re-
strukturierungsplan auf das ursprüng-
liche Kerngeschäft einer klassischen re-
gionalen Sparkasse setzt. Nur ist dieser
Restrukturierungsplan nach dem Versa-
gen der Berliner Politik nicht mehr in
Trägerschaft des Landes Berlin zu rea-
lisieren.

4. Berlin bleibt Sonderfall: Zu den 

Problemen der Sicherung einer

öffentlich beeinflussten Grund-

versorgung im Berliner Bankensektor

Im Ergebnis des Bankenskandals steckt
Berlin und jegliche Berliner Politik da-
her in einer Zwickmühle: Der Crash des
Bankenkonzerns hätte in Hinblick auf
die Sparkasse zu keinem anderen Er-
gebnis geführt als die Entscheidung,ihn
zur Vermeidung massiver wirtschaft-
licher und sozialer Folgen zu restruktu-
rieren. Denn es gibt keine Sparkasse,
sondern lediglich die Marke innerhalb
des BGB-Konzerns.

Mit der Privatisierungsauflage an das
Land ist die Pflicht verbunden,ein „dis-
kriminierungsfreies“ Veräußerungsver-
fahren einzuleiten. Diskriminierungs-
freiheit bedeutet nach europarecht-
licher Lesart: es muss für private und öf-
fentliche Bieter gleichermaßen geöffnet
sein. Hürden und Bedingungen, die von
vornherein nur einen kleinen, abge-
grenzten Bieterkreis zulassen oder sei-
ne Chancen begünstigen, sind europa-
rechtswidrig und unzulässig.

Die Berliner Landespolitik, und mit
ihr die Linkspartei.PDS, standen und
stehen vor der Frage, wie unter diesen
Voraussetzungen eine öffentlich beein-
flusste Grundversorgung der Bevölke-
rung im Berliner Bankensektor gesi-
chert werden kann. Die Beschränkung
des Bieterverfahrens für den BGB-Kon-
zern auf öffentlich-rechtliche Kreditin-
stitute war von vornherein europa-
rechtlich ausgeschlossen.Die Reorgani-
sation einer klassischen Sparkasse, wie
es sie in Berlin seit der Vereinigung nicht
mehr gab, wäre einer Filetierung und
Zerlegung des Bankenkonzerns gleich-
gekommen, in der etwa dem Erhalt ei-
ner leistungsfähigen Sparkasse auf der
einen Seite (unter „Mitnahme“ der
werthaltigen Teile des BGB-Konzerns
im Retailgeschäft) die allein nicht le-
bensfähigen (und insoweit auch nicht
privatisierbaren) Teile des Konzerns auf
der anderen Seite gegenübergestanden
hätten.

Ein solcher Kurs hätte allerdings für
die Legitimation einer Restrukturie-
rungsbeihilfe nicht herangezogen wer-
den können. Voraussetzung einer ge-
nehmigungsfähigen „Rettungsbeihilfe“
im Fall des Bankenkonzerns ist,dass am
Ende des Umstrukturierungsprozesses
ein wirtschaftlich lebensfähiges Ge-
samtunternehmen steht. Das Restruk-

Sarah Wagenknecht: Gab
und gibt es Alternativen?

(…) Hat Klaus Lederer recht, wenn
er uns keine andere Wahl lässt als die
zwischen einer „sparkassenfreie
Zone“ einerseits und einer de facto
Privatisierung unter Wahrung der öf-
fentlich-rechtlichen Fassade, wie sie
der Berliner Senat anstrebt?

Wie Klaus selbst andeutet, ist über
die Frage der Sparkassenprivatisie-
rung zwischen der deutschen
Bundesregierung und der EU-Kom-
mission ein heftiger Streit entbrannt:
Während die EU-Kommission auf
Erfüllung der Auflagen, d.h. diskri-
minierungsfreien Verkauf der Antei-
le des Landes Berlin an der Bankge-
sellschaft Berlin AG beharrt, kann
die Bundesregierung darauf verwei-
sen, dass ein Verkauf der Berliner
Sparkasse an eine private Bank nicht
mit dem deutschen Kreditwesenge-
setz in Einklang zu bringen ist. Die
Situation ist also unklar – und es
stellt sich die Frage, warum der Ber-
liner Senat davor zurückscheut, das
Mittel der Sparkassen-Selbst- bzw. -
Neugründung als politisches Druck-
mittel einzusetzen. Noch ist es mög-
lich, in Berlin eine voll funktionsfä-
hige und dem Gemeinwohl ver-
pflichtete Sparkasse zu erhalten bzw.
zu schaffen. Bei der Frage nach dem
„Wie“ hilft vielleicht ein Blick nach
Stralsund oder Sachsen, wo es schon
vor einigen Jahren Angriffe auf die
dortigen Sparkassen gab, die durch
massive öffentliche Mobilisierung
abgewehrt werden konnten.
(gefunden unter: www.antikapitalis-
tische-linke.de)
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turierungskonzept musste ferner,insbe-
sondere nach dem ersten gescheiterten
Privatisierungsversuch und einem ne-
gativen Gesamtergebnis 2002, die Pri-
vatisierung der gesamten Bank ermög-
lichen, wobei Kompensationsmaßnah-
men zur Verhinderung von Wettbe-
werbsverzerrungen infolge der Beihilfe
auszuschließen waren.21 Hier holen uns
die Konsequenzen der Gründungsent-
scheidungen des Bankenkonzerns er-
neut ein.

Daher verblieb dem Land Berlin po-
litischer Spielraum lediglich in Hin-
blick auf die Frage, ob und wie in Ber-
lin die Entstehung einer „sparkassen-
freien Zone“ verhindert werden und wie
die öffentlich-rechtlichen Bindungen,
denen eine Sparkasse unterworfen ist,
auch nach einer (diskriminierungs-
freien!) Veräußerung gesichert bleiben
können. Mit dem Gesetz über die Berli-
ner Sparkasse und die Umwandlung der
Landesbank Berlin – Girozentrale – in
eine Aktiengesellschaft (Berliner Spar-
kassengesetz – SpK -)22 ist der Versuch
unternommen worden, den Spagat zwi-
schen Privatisierungsauflage und Er-
haltung der Sparkassenmarke mit den
öffentlich-rechtlichen Pflichten durch-
zuhalten.

Aus diesem Grund hat sich die Links-
partei.PDS entschlossen, die Landes-
bank in eine private Rechtsform zu
überführen und in Hinblick auf ihren
rechtlich unselbständigen Teil „Spar-
kasse“ besonderen Bindungen zu unter-
werfen, die die Erfüllung sparkassenty-
pischer Pflichten sichern soll. Die LBB
wurde eine Aktiengesellschaft, deren
Kapital prinzipiell verkehrsfähig ist.
Ihre unselbständige Abteilung mit dem
„Markennamen“ Sparkasse wurde als
teilrechtsfähige öffentlich-rechtliche
Anstalt konstituiert, die die Befugnis
zur Führung der Bezeichnung „Spar-
kasse“ erhält, aber – wie ein vor die AG
geschaltetes Portal – letztlich mit Wir-
kung für und gegen die AG Geschäfte
tätigt: Die Abteilung Sparkasse verfügt
nicht über ein eigenes Vermögen, son-
dern ist Vermögensteil der AG mit eige-
ner Rechnungslegung. Die Aktienge-
sellschaft wird vom Land durch Gesetz
und Vertrag mit der Befugnis beliehen,
Anstaltsträgerin zu sein, und verpflich-
tet sich im Rahmen des Beleihungsver-
hältnisses zur Beachtung der gesetz-
lichen Pflichten nach dem Sparkassen-
gesetz. Die Aufgaben nach dem Spar-
kassengesetz bestehen in der Förderung
des Sparens, in der Befriedigung des
örtlichen Kreditbedarfs insbesondere
des Mittelstandes, in der Ausrichtung
der Geschäftspolitik auf das Land Ber-
lin. Die Sparkasse und mit ihr die AG
als Trägerin der Anstalt hat sicherzu-
stellen, dass kaufmännische Grundsät-
ze beachtet werden, die Gewinnerzie-
lung aber nicht Hauptzweck ist, son-
dern in die Verfolgung der o.g. Ge-
schäftsgrundsätze eingebettet wird.Or-

gane von Bank und Sparkasse sind per-
sonenidentisch und das Land kann als
Aufsichtsführender über LBB AG (als
Träger der Anstalt) und Sparkasse auf
die Besetzung der Organe Einfluss neh-
men.

Was dadurch versucht wird ist nichts
anderes, als das Verkaufsverfahren für
den Bankenkonzern den Vorgaben ge-
mäß diskriminierungsfrei zu gestalten,
den Erwerbern aber gleichzeitig eine öf-
fentlich-rechtliche Bindung aufzuerle-
gen, die es zumindest gestattet, die ge-
meinwohl-bezogene Sparkassenbin-
dung sowie den Markennamen zu er-
halten und auf die Verfolgung der spar-
kassentypischen Ziele weiterhin öffent-
lichen Einfluss ausüben zu können. (…)

Fraglich ist,ob diese Konstruktion zur
Sicherung der Marke und des Auftrags
der Sparkasse rechtlich dauerhaft Be-
stand haben kann. Dass eine privat-
rechtliche Gesellschaft an sich Träger
einer öffentlich-rechtlichen Sparkasse
sein kann, ist unbestritten, denn dieses
Modell ist in Bayern, Rheinland-Pfalz

und Nordrhein-Westfalen bereits um-
gesetzt. Zweifel sind angebracht, ob
eine teilrechtsfähige Anstalt genügt,um
sparkassentypische Strukturen und ge-
meinwohlorientierte Pflichten zu si-
chern, und ob insoweit die Aussicht be-
steht, den Namen „Sparkasse“ nach §
40 KWG halten zu können. Unproble-
matisch dürfte dies sein, wenn im Rah-
men des Bieterverfahrens aus ökonomi-
schen Gründen ein öffentlich-rechtli-
ches Kreditinstitut oder eine öffentlich-
rechtlicher Eigentümer den Zuschlag
erhält. In diesem Fall bestehen wenig
Zweifel daran, dass sich die sparkas-
sentypischen Pflichten auch in letzter
Instanz durchsetzen lassen.

Inzwischen wird als Alternative dar-
auf verwiesen, dass das Land auch eine
vollrechtsfähige Anstalt öffentlichen
Rechts „Sparkasse in Berlin“ mit eige-
nem Vermögen und eigener Organstruk-

tur hätte bilden können. Jenseits der
Frage, ob die vollständige Privatisie-
rung des Vermögens einer solchen An-
stalt von der EU als auflagengemäß
„diskriminierungsfrei „ akzeptiert wor-
den wäre (dazu bereits eingangs), läuft
dies am Ende auf das gleiche Grund-
problem hinaus: Eine öffentlich-recht-
liche Hülle „ummantelt“ privates Kapi-
tal (eines unter Umständen nach dem
Verkauf vollprivaten Anstaltsträgers)
mit einem entsprechenden Zwang zur
Selbstreproduktion in den im Banken-
sektor üblichen Margen.Auch hier wäre
der permanente Konflikt zwischen Ka-
pitalreproduktion und Einhaltung der
öffentlichrechtlichen Pflichten, der
Gegensatz zwischen Eigentum und Auf-
sicht, im Unternehmen selbst angelegt
gewesen.

Einstieg in den Ausstieg aus dem 

Sparkassensektor?

Das Problem an der Debatte um die Ber-
liner Sparkasse ist letztlich folgendes:
Der schon eingangs unter 1. geschilder-

te europa- und bundespolitische
Grundsatzstreit, ob § 40 KWG und das
deutsche Sparkassensystem überhaupt
mit dem EG-Recht vereinbar sind, tobt
in vollen Zügen.23

Auf der einen Seite des Konflikts ste-
hen die EU und der private Bankensek-
tor, die mit Verweis auf die Behinderung
der Kapitalverkehrsfreiheit den öffent-
lichen Sparkassensektor mit seinen ge-
meinwohlbezogenen Grundpflichten
kippen wollen. Begründung: Durch die
Voraussetzungen an die Führung der
Bezeichnung „Sparkasse „ seien einzel-
ne Akteure des privaten Sektors von der
Inanspruchnahme der Exklusivrechte
ausgeschlossen. Auf der anderen Seite
steht die Bundesregierung mit ihrer
Haltung, die Privilegierung des Spar-
kassensektors in § 40 KWG sei durch
Aufgaben des Verbraucherschutzes und
des Schutzes des Wirtschaftsverkehrs

Wahlkampfauftakt der Linkspartei in Berlin
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gerechtfertigt. Der Senat von Berlin
muss qua objektiver Interessenlage im
Sonderfall Berlins daran interessiert
sein, dass auch Private Träger einer
Sparkasse sein können, so sie sich den
besonderen gemeinwohlorientierten,
sparkassentypischen Pflichten unter-
werfen. Denn sonst riskiert er ein Ber-
lin ohne gemeinwohlpflichtiges Bank-
institut. Der Berliner Senat steht damit
eher im Lager der Bundesregierung, da
es um die Legitimität der Begrenzung
von Kapitalreproduktion im Interesse
von Verbraucherschutz und Schutz des
Wirtschaftsverkehrs geht, ist aber der
EU-Auflage unterworfen.Der Deutsche
Sparkassen- und Giroverband (DSGV)
indes hält gegen die Berliner Konstruk-
tion daran fest, dass nur eine vollstän-
dig öffentlich-rechtlich organisierte
Bank die Bezeichnung Sparkasse füh-
ren dürfe.24

Berlin bildet mit seiner verzwickten
Ausgangslage eine hervorragende Pro-
jektionsfläche, um diesen Streit öffent-
lich auszutragen.Berlin ist aber nun ge-
rade das Pflaster, in dem die Dinge so
atypisch liegen, dass hier ein „Modell-
fall“ für die Zukunft der deutschen
Sparkassenlandschaft nicht in Betracht
kommt.Deshalb sollte sich die Linke am
Herbeireden eines erneuten „Sünden-
falls“ in Berlin auch nicht beteiligen,
sondern an der Legitimität öffentlicher
Sparkassen gegen EU und privaten
Bankensektors genauso festhalten wie
an der Legitimität einer Lösung, die die
Grundversorgung der Berlinerinnen
und Berliner mit Sparkassendienstleis-
tungen sichert. Sie muss sich für die Er-
haltung eines funktionsfähigen Spar-
kassensektors für die Sicherung der
Grundbedürfnisse der Bevölkerung und
der klein- und mittelständischen Unter-
nehmen einsetzen. Dies betrifft sowohl
die Frage der Organisation als auch der
Geschäftsausrichtung des Sparkassen-
sektors. Denn Sparkassen sichern (oder
können es zumindest) öffentliche Ein-
flussnahme auf einen Teil des Banken-
sektors. Sie sind ein Mittel der Konzen-
trationsverhinderung in der Branche.
Lokale Rückbindung ist möglich. Es ist
ein Gebot politischer Vernunft, an der
politischen und rechtlichen Zulässig-
keit der so genannten dritten Säule des
Bankensektors nach allen Möglichkei-
ten festzuhalten. Dies ist die politische
Aufgabe, die die Linke in Berlin zu er-
füllen hat. Auch wenn es hierbei zum
Konflikt mit dem Sparkassen- und Gi-
roverband kommen kann.25

Die Auseinandersetzung um die Zu-
kunft des Deutschen Sparkassensektors
wird nicht in Berlin entschieden wer-
den. Die Kommission hat die Bundesre-
gierung bereits aufgefordert, § 40 KWG
in der gegenwärtigen Form zu streichen,
und für den Fall des Beharrens ange-
kündigt, das bereits Ende der neunziger
Jahre eingeleitete Vertragsverletzungs-
verfahren wieder aufzunehmen. Für die

Linke dürfte es in dieser Auseinander-
setzung hilfreich sein, nicht auf die for-
male Eigentümerzuordnung an den
Sparkassen zu achten, sondern darauf,
dass die öffentlich-rechtlichen Pflich-
ten gesichert sind, die mit der Bezeich-
nung „Sparkasse“ typischerweise ver-
bunden werden. Denn darum geht es in
der Substanz der Auseinandersetzung
im bezeichneten „Namensstreit“.

Die Berliner Sparkasse – als unselb-
ständige Abteilung einer Landesbank –
war seit der Wende immer ein Sonder-
fall und wird es vor dem Hintergrund
der geschilderten Entwicklungen wohl
auch zukünftig bleiben – wenn sie es
denn im kommenden Jahr überhaupt
noch gibt. Das allerdings ist die Verant-
wortung der Linken in Berlin. Sicher-
lich wäre es im Ergebnis die beste Lö-
sung, wenn sich in einem diskriminie-
rungsfreien Veräußerungsverfahren ein
öffentlicher Bieter durchsetzen könnte.
Die Entscheidung darüber ist aber, und
das wissen alle Beteiligten, anhand der
Gebote zu treffen – hier kann der Spar-
kassen- und Giroverband deutlich ma-
chen, was ihn eine öffentlich-rechtlich
getragene Berliner Sparkasse wert ist.

Dr. Klaus Lederer ist Landesvorsitzen-
der der Linkspartei. PDS Berlin und
rechtspolitischer Sprecher der Abge-
ordnetenhausfraktion der Linken.
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allgemeinem wirtschaftlichen Interesse“ de-
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gration widerspiegeln. Dazu Altvater/Mahn-
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funktions- und zahlungsfähig zu halten. „Ge-
währträgerhaftung“ bedeutet die volle Ver-
antwortung für die eingegangenen Verbind-
lichkeiten des Instituts, wenn sich der Träger
zur Aufgabe des Geschäftsbetriebes ent-
schließt. Die Gewährträgerhaftung greift also
in einem Fall, in der ein privatrechtliches
Unternehmen in Insolvenz geht. Die Gläubi-
ger können sich hier bei dem Unternehmens-
träger in vollem Umfang und ohne Rang- und
Quotenverfahren schadlos halten.

9 Verständigung zwischen der EU-Kommission
und der Bundesrepublik Deutschland über die
öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute, die im
Genuss von Anstaltslast und/oder Gewährträ-
gerhaftung stehen (Verständigung I)

10-16 entfallen
17 Was im Verlauf der Legislaturperiode gesche-

hen ist. Die IBB ist jetzt eine Wirtschaftsförd-
erbank des Landes Berlin.

18 Entscheidung der Kommission vom 18.2.2004,
a. a. O. Folgende Zitate stammen hieraus. An-
gabe der Seitenziffer in der Klammer.

19 Vgl. dazu die Entscheidung, a. a. O., S. 27, Er-
wägungsgründe 91 ff.

20 Ebenda, S. 49, 50, 53, Erwägungsgründe 180,
184, 194.

21 Aufschlussreich die Erörterungen auf S. 47 ff.
22 Abgeordnetenhausdrucksache 15/3802 vom

29. 3. 2005.
23 Eine gute Darstellung der beteiligten Akteure

und ihrer Interessen und Positionen bietet Fi-
nancial Times Deutschland vom 18. Mai 2006,
S. 22.

24 Er besteht daher auf Schaffung einer voll-
rechtsfähigen Anstalt. Diese Konstruktion
macht allerdings, wie das Beispiel der Berli-
ner Wasserbetriebe zeigt, die Einbeziehung
privaten Kapitals noch nicht unmöglich. Dies
geschieht bei derartigen öffentlich-recht-
lichen Anstalten durch Begründung einer aty-
pisch stillen Beteiligung: der Private stellt das
Kapital und bekommt im Gegenzug gesetzlich
und vertraglich umfangreiche Einflussrechte
zugebilligt. In der Sache läuft dies, was alle
fachkundigen Beteiligten wissen, aber nicht
alle offen sagen, auf die gleiche Konsequenz
hinaus: privates Kapital trägt eine öffentlich-
rechtliche Anstalt.

25 Dessen Positionen sind im Übrigen durchaus
wohlbegründet und nachvollziehbar.So ist die
Frage berechtigt, ob die „Sparkassenfamilie“
mit der Eingliederung der so gebildeten Ber-
liner Sparkasse in den Haftungsverbund u. U.
für ein Mitglied gerade stehen muss, das un-
ter dem Mantel einer öffentlich-rechtlichen
Struktur eine gänzlich andere Geschäftspoli-
tik betreibt. Die Probleme liegen hier im De-
tail.
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R 9. November. Berlin. Wider die Tolerierung faschistischer Um-
triebe. Die Konferenz beschäftigt sich mit dem Verhältnis von
deutschem Staat und Neofaschismus. Kompetente Referen-
tinnen und Referenten setzen sich kritisch mit ausgewählten
Aspekten staatlichen Handelns und der zugrundeliegenden
politischen Haltung auseinander. Mit Dr. Ralf Feldmann
(Richter am Bochumer Amtsgericht, angefragt): „Aktuelle ju-
ristische Probleme der Auseinandersetzung mit Neofa-
schismus“ • Dr. Rolf Gössner (Präsident der Internationalen
Liga für Menschenrechte): „Das Dilemma der ,wehrhaften De-
mokratie‘ am Beispiel Verfassungsschutz und NPD-Verbots-
verfahren“ • Brigitte Pothmer (MdB Bündnis 90/Die Grünen):
„Parlamentarische Initiativen gegen Rechts“ • Dr. Ulrich
Schneider (Bundessprecher VVN-BdA): „Die staatliche Vari-
ante des Geschichtsrevisionismus“ • Frank Brendle (wissen-
schaftlicher Mitarbeiter von Ulla Jelpke, MdB DIE LINKE):
„Traditions- und politisches Selbstverständnis der Bundes-
wehr“ • Bernhard Müller (Redakteur der Zeitschrift „Sozia-
lismus“): „Der Staatsumbau und seine ideologischen Folgen“
13.00 bis 18.00 Uhr, ND-Gebäude, Franz-Mehring-Platz 1,
10243 Berlin. Eintritt: 5,00 Euro; ermäßigt 3,00 Euro.Veran-
stalter: VVN-BdA zusammen mit DRAFD, KFSR und Lager-
gemeinschaften unterstützt von der Rosa-Luxemburg-Stif-
tung 

9. September, Zabeltitz (bei Risa). Bundestreffen der AG Be-
trieb & Gewerkschaft der Linkspartei.PDS.

10. bis 15. September. Bayern. Papst Benedikt XVI. zu Besuch
in Bayern.

16. September. Bremen. Landesparteitag Linkspartei.PDS.

16. September. Berlin. Raus auf die Straße – Großdemo gegen
Sozialabbau. Protestiert wird gegen die Massenarbeitslosig-
keit, die seit Einführung von Hartz IV noch gestiegen sei und
Arbeitslose in die Armut zwinge, gegen Aushöhlung von Ta-
rifrechte durch 1-Euro-Jobs, dem Lohndumping der Locke-
rung bzw.Auflösung des Kündigungsschutzes.Nullrunden bei
Renten und das Heraufsetzen des Rentenalters seinen eben-
falls ein Abbau des Sozialstaates. Eine menschenwürdige Ge-
sundheitsversorgung könnten nur noch Reiche erkaufen.Men-
schen mit Behinderungen würden aus Kostengründen immer
stärker in Heime gedrängt. Gegen diese und weitere Miss-
stände soll mit dem 3. Sternmarsch protestiert und die Regie-
rung zum Umdenken und Umhandeln aufgefordert werden.

21. September. Magdeburg. Wahrnehmung rechter Gewalt.
Veranstalter: Mobile Beratung für Opfer rechter Gewalt. Die
Tagung untersucht zwei zentrale Fragen im Zusammenhang
mit rechten und rassistischen Gewalttaten: Zum einen die Fra-
ge der Wahrnehmung rechter Gewalt und zum anderen die Re-
aktionen von Sicherheitsbehörden, Justiz und Initiativen dar-
auf.Wie hat sich der staatliche Umgangmit rechter Gewalt in
den letzten Jahren verändert? Welche Maßnahmen gegen-
Rechtsextremismus waren und sind erfolgreich in Sachsen-
Anhalt? Wo bestehen Handlungsdefizite? Wie sieht der Alltag
jenseits schlagzeilenträchtiger Angriffe aus? Und wie können
Wahrnehmungsdefizite verbessert werden?Ziel der Tagung ist
es auch, anhand von Beispielen aus der Praxis und durchDis-
kussionen zwischen zivilgesellschaftlichen Initiativen, Multi-
plikatorInnen im Bereich von Migrations-, Jugend- und Bil-
dungsarbeit sowie denSicherheitsbehörden, die Unterstüt-
zung für Betroffene rechter Gewalt zu verbessern und die
Wahrnehmung zu schärfen.Die ReferentInnen sind ExpertIn-
nen aus Praxis und Wissenschaft, die sich seit Jahren mit
Rechtsextremismus und seinen unterschiedlichenErschei-
nungsformen auseinander setzen. Von 9.45 Uhr bis 13.30 Uhr,
Roncalli Haus, Max-Josef-Metzger-Str. 12/1, 339104 Magde-
burg.

30. September. Hannover. Programm-Konvent: Auf dem Weg

Jahr Monat Land
Ter-
min

Wahl-
periode

2006 Sept. Niedersachsen Kommunal 10.9. 5 Jahre

Sept. Meck.-Pomm. Landtag 17.9. 4 Jahre

Sept. Berlin Land/Kom. 17.9. 5 Jahre

2007 Frühj. Bremen Landtag 13.5. 4 Jahre

Herbst Bremerhaven Kommunal 13.5. 4 Jahre

2008 Frühj. Hamburg Land/Kom. 4 Jahre

Frühj. Hessen Landtag 5 Jahre

Frühj. Niedersachsen Landtag 5 Jahre

Frühj. Bayern Kommunal 6 Jahre

Frühj. Schleswig-Holstein Kommunal 5 Jahre

Herbst Bayern Landtag 5 Jahre

Herbst Brandenburg Kommunal 5 Jahre

Quellen: www.bundeswahlleiter.de, Landeswahlleiter

Vorschau auf Wahlen

zur neuen Linkspartei in Deutschland. Freizeitheim Ricklin-
gen.

7. Oktober. Berlin. Linkspartei.PDS: Beratung der Landes-
vorsitzenden.

7.Oktober Berlin.Anti-Atomkonferenz der Linkspartei.PDS.
10 Uhr bis 16.30 Uhr, Neues Stadthaus, Parochialstraße 3,
Otto-Suhr-Saal (U-Bhf. Klosterstraße). Mit Jochen Stay,
Henrik Paulitz, Wolfgang Methling u.v.a., weitere Informa-
tionen: www.oekologische-plattform.de 

3. bis 5. November, Berlin. Die LINKE führt in Zusammen-
arbeit mit der RLS ein Nahost-Treffen durch, an dem sich
Linke aus Israel, Palästina und Europa beteiligen.

4. November, Hannover. Bundestreffen der AG Betrieb & Ge-
werkschaft der Linkspartei.PDS.

4. November, Augsburg. Landesmitgliederversammlung
Linkspartei.PDS Bayern.

18. November, Weimar. 4. Parteitag der WASG. Mit Wahlen
zum Bundesvorstand.

27./28. November. Dresden. CDU-Parteitag, Wahl des Vor-
stands.

4. bis 7. Januar, Erfurt. Linke Schule. Näheres folgt.


